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I. Prinzip der Meistbegünstigung

Dieses Prinzip verwirklicht zusammen mit dem Prinzip der Inländerbehandlung

(National Treatment Clause, NT) den Grundsatz der Nichtdiskriminierung, welcher

dem Recht der WTO fundamental zu Grundeliegt. Es verpflichtet die Mitgliedstaa-

ten, jeden einem Dritten zugestandenen Vorteil bezüglich Marktzugang unverzüg-

lich und bedingungslos gleichartigen Produkten aus allen anderen Mitgliedstaaten

zugute kommen zulassen. Dies gilt nicht nur für Zölle und finanzielle Belastungen
zollgleicher Art, sondern auch für alle weiteren Vorschriften und Förmlichkeiten im

Zusammenhang mit der Einfuhr oder Ausfuhr. Ebenso erstreckt sich das Prinzip auf

interne Rechtsvorschriften, die auf ein Produkt Anwendungfinden, nachdem es die

Einfuhrvoraussetzungenals solche erfüllt hat und rechtmäßig importiert wordenist.

Das Prinzip verbietet nicht nur formale Schlechterstellungen de inre, sondern unter-

sagt auch bloß de facto Diskriminierungen, d.h. sofern das rechtliche Design einer

staatlichen Maßnahme formell zwar neutral ausgestaltet ist, die tatsächlichen Aus-

wirkungen aber gleichwohl eine diskriminierende Wirkung offenbaren.' Damit ver-

wirklicht das Prinzip der Meistbegünstigung den Grundsatz der ‚gleich langen Spie-

ße‘ für Produkte aus verschiedenen Ländern und schafft ein zwischenstaatliches

equallevel playingfield.” Seiner Struktur und Funktion entsprechendstellt es einen

„materiellen Gleichbehandlungsgrundsatz“ dar.” Es verbietet, Handelsvorteile von

besonderen bilateralen Beziehungen oder Gegenrechtsvereinbarungen abhängig zu

machen und nur spezifischen Handelspartnern einzuräumen.

Die politische Idee der Meistbegünstigung als Prinzip auch bilateraler Vertrags-

werke liegt viele Jahrhunderte zurück. Die Meistbegünstigung im modernen Sinn

findet sich vorwiegend in der Tradition bilateraler Freundschafts- und Handelsver-

träge des 19. und 20. Jahrhunderts.” Das GATT 1947 stellte seine erste multilaterale

Ausgestaltung dar, und es nahm eine hervorragende Rolle bei der Multilateralisie-

rung bilateral ausgehandelter Zollsenkungen und bei der umfassenden Reduzierung

tarifärer Handelshemmnisse seit dem Zweiten Weltkrieg ein. Mittlerweile ist dieses

Prinzip für den Warenhandel in Art. IGATT 1994, für den Dienstleistungshandel in

Art. I GATS und für die handelsrelevanten Aspekte der Rechte des geistigen Eigen-

tums in Art, 4 TRIPs-Abkommen kodifiziert.” Damit gilt das Prinzip der Meistbe-

günstigung umfassend — wenn auch in leicht unterschiedlicher, bereichsspezifischer

l Siehe etwa WTO Appellate Body, Canada - Certain Measures Affecting the Automotive In-

dustry, WT/DS13YAB/R, WT/DS142/AB/R, Rz. 78; Berrisch, Rz. 98-9; für den Dienstleis-

tungshandel etwa Adlung,S. 144; Zdouc (Legal Problems), S. 186-90.

2  Cottier/Panizzon, S. 48,

3  Tietje, S. 408. - Das Völkerrecht kennt keinen allgemeinen Grundsatz der gegenseitigen

Gleichbehandlung von Staaten.

4 Siehe Cottier/Evtimov (Präferentielle Abkommen), S. 485, mit Verweis auf die rechts- und

wirtschaftsgeschichtliche Literatur.

5 Spezielle Ausprägungendes Prinzips finden sich weiter etwa in Art. V, IX Abs. 1, XIII Abs. I

und XVIE lit. aGATT 1994 oder Art. 2 Abs. 3 SPS-Abkommen.
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im Rahmen gewisser Schutzklauseln!' und Antidumping- und sonstiger Schutz-
zölle'” sowie spezifisch gewährter Dispense (Waiver)'” möglich.

Das GATSerlaubt — im Unterschied zum GATT 1994 - selektive Privilegierun-

gen und damit eine Verletzung der Meistbegünstigung sofern derartige Aus-
nahmen im Rahmen der Uruguay Runde ausdrücklich Aufnahme in die jeweili-

gen nationalen Verpflichtungslisten gefunden haben.'* Art. II Abs. 2 GATSver-

ankert diesen Ausnahmetatbestand. Ziff. 6 des Anhangs zu Ausnahmen von Art.

H (Annex on Article II Exemptions), dem als integraler Teil des GATS bindende

Wirkung zukommt, stipuliert allerdings, dass derartige Ausnahmen einen Zeit-

raum von zehn Jahren grundsätzlich nicht überschreiten sollen und auf jeden

Fall Gegenstand von Verhandlungen im Rahmen späterer Handelsliberalisie-
rungsrunden darstellen. Die rechtliche Konsequenz dieser ‚grundsätzlichen Be-

fristung‘ ist umstritten. Zum einen wird argumentiert, bei diesen punktuellen

Weiterführungen von im Zeitpunkt der Uruguay Runde existierenden Privilegie-

rungen handle es sich um zeitlich beschränkte Ausnahmen, die spätestens Ende

2004 ausgelaufen seien (ungeachtet der Tatsache, dass gewisse Länderlisten

derartige Ausnahmen ausdrücklich als unbefristet betitelt haben).'” Zum anderen

wird vorgebracht, unbefristet eingetragene Ausnahmen gälten automatisch so

lange weiter, bis sie im Rahmen einer umfassenden Verhandlungsrunde bestä-

tigt oder beseitigt würden.'” Diese Frage hat bis heute keine definitive Klärung

gefunden. Die Staatenpraxis scheint die Lösung zu bevorzugen, dass zeitlich

unbeschränkt eingetragene Ausnahmentatsächlich über 2004 hinaus Gültigkeit

besitzen. Klar ist einzig, dass die nationalen Auflistungen allfälliger MFN-

Ausnahmen nachträglich keine weiteren Ergänzungen mehr erlauben. Neue

MFN-Ausnahmen könnten nurmehr auf dem Weg eines spezifischen Waivers

Geltung erlangen.

Die Ermächtigungsklausel (Enabling Clause) erlaubt eine Sonderbehandlung

von Entwicklungsländern. Mittels einzelstaatlicher Präferenzsysteme können

Einfuhren aus Entwicklungsländern privilegiert behandelt und damit vom Prin-

zip der Meistbegünstigung ausgenommen werden (General System ofPreferen-

Vgl. Art. 5 Abs. 2 lit. b des Abkommens über Schutzklauseln.

Vgl. Art. 9 des Abkommens zur Durchführung des Artikels VI des GATT 1994 (Antidumping-

Abkommen): Art. 19 des Abkommens über Subventionen und Ausgleichsmassnahmen.

Vgl. Art. IX Abs. 3 des WTO-Abkommens.

Damit sollte insbesondere die sog. ‚free-rider-Problematik‘ verhindert werden, siehe Lowen-
feld, S. 117-18; gemäss Mattoo, S. 62, haben rund 70 WTO-Gründungsmitglieder insgesamt
knapp 400 derartige Ausnahmennotifiziert, siehe auch Adlung,S. 145.
Cottier/Panizzon, S. 55.
Pitschas, Rz. 60 (es handle sich lediglich umeine „Sollvorschrift‘; ähnlich Lowenfeld, S. 325,

Fn. 61; Sauve, S. 130; Senti (WTO), Rz. 1229; Senti/Weber, S. 139.

211



11
12

13

14

15

16

im Rahmen gewisser Schutzklauseln!! und Antidumping- und sonstiger Schutz-

zölle'” sowie spezifisch gewährter Dispense (Waiver)'* möglich.

Das GATSerlaubt - im Unterschied zum GATT 1994 — selektive Privilegierun-

gen und damit eine Verletzung der Meistbegünstigung sofern derartige Aus-
nahmen im Rahmen der Uruguay Runde ausdrücklich Aufnahme in die jeweili-

gen nationalen Verpflichtungslisten gefunden haben.'* Art. II Abs. 2 GATS ver-

ankert diesen Ausnahmetatbestand. Ziff. 6 des Anhangs zu Ausnahmen vonArt.

H (Annex on Article II Exemptions), dem als integraler Teil des GATS bindende

Wirkung zukommt, stipuliert allerdings, dass derartige Ausnahmen einen Zeit-

raum von zehn Jahren grundsätzlich nicht überschreiten sollen und auf jeden

Fall Gegenstand von Verhandlungen im Rahmen späterer Handelsliberalisie-

rungsrunden darstellen. Die rechtliche Konsequenz dieser ‚grundsätzlichen Be-

fristung‘ ist umstritten. Zum einen wird argumentiert, bei diesen punktuellen

Weiterführungen von im Zeitpunkt der Uruguay Runde existierenden Privilegie-

rungen handle es sich um zeitlich beschränkte Ausnahmen, die spätestens Ende

2004 ausgelaufen seien (ungeachtet der Tatsache, dass gewisse Länderlisten

derartige Ausnahmenausdrücklich als unbefristet betitelt haben).'” Zum anderen

wird vorgebracht, unbefristet eingetragene Ausnahmen gälten automatisch so

lange weiter, bis sie im Rahmen einer umfassenden Verhandlungsrunde bestä-

tigt oder beseitigt würden.'° Diese Frage hat bis heute keine definitive Klärung

gefunden. Die Staatenpraxis scheint die Lösung zu bevorzugen, dass zeitlich

unbeschränkt eingetragene Ausnahmen tatsächlich über 2004 hinaus Gültigkeit

besitzen. Klar ist einzig, dass die nationalen Auflistungen allfälliger MFN-

Ausnahmen nachträglich keine weiteren Ergänzungen mehr erlauben. Neue

MFN-Ausnahmen könnten nurmehr auf dem Weg eines spezifischen Waivers

Geltung erlangen.
Die Ermächtigungsklausel (Enabling Clause) erlaubt eine Sonderbehandlung

von Entwicklungsländern. Mittels einzelstaatlicher Präferenzsysteme können

Einfuhren aus Entwicklungsländern privilegiert behandelt und damit vom Prin-

zip der Meistbegünstigung ausgenommen werden (General System ofPreferen-

Vgl. Art. 5 Abs. 2 lit. b des Abkommens über Schutzklauseln.

Vgl. Art. 9 des Abkommens zur Durchführung des Artikels VI des GATT 1994 (Antidumping-

Abkommen); Art. 19 des Abkommens über Subventionen und Ausgleichsmassnahmen.

Vgl. Art. IX Abs. 3 des WTO-Abkommens.
Damit sollte insbesondere die sog. ‚free-rider-Problematik‘ verhindert werden, siehe Lowen-

feld, S. 117-18; gemäss Mattoo, S. 62, haben nınd 70 WTO-Gründungsmitglieder insgesamt

knapp 400 derartige Ausnahmennotifiziert, siehe auch Adlung, S. 145.
Cottier/Panizzon, 8. 55.

Pitschas, Rz. 60 (es handle sich lediglich umeine „Sollvorschrift“); ähnlich Lowenfeld, S. 325,

Fn. 61; Sauve, S. 130; Senti (WTO), Rz. 1229; Senti/Weber, S. 139,

21l



ces, GSP).'” Angesichts des relativ tiefen allgemeinen Zollniveaus von knapp
4% in den entwickelten Staaten für Industriegüter sowie einer recht selektiven
Handhabung der Produkte, für welche entwickelte Länder überhaupt präferen-
tiellen Marktzugang gewähren, kommt dieser Ausnahme keine große praktische
Bedeutung zu.'®

e Eineletzte Ausnahme beschlägtschließlich regionale Präferenzabkommen, mit-
tels derer eine besonders intensive Verflechtung bestimmter Volkswirtschaften
in umfassender Abweichung vom Prinzip der Meistbegünstigung ermöglicht
wird. Das WTO-Recht lässt entsprechende Präferenzabkommen zu, sofern sie
den Anforderungen von Art. XXIV GATT 1994 (Warenhandel) und Art. V
GATS (Dienstleistungshandel) entsprechen. Das TRIPs-Abkommen kennt dem-
gegenüber keinen Ausnahmetatbestand für regionale Handelsvereinbarungen.

Aus Sicht der WTO - wie auch der Schweiz und der Europäischen Union - bil-
den regionale Präferenzabkommen die weitaus wichtigste Ausnahme vom Prinzip
der Meistbegünstigung. In der Tat haben die letzten zehn Jahre eine eigentliche Pro-
liferation von regionalen Präferenzabkommenerlebt. Mittlerweile gleicht das Abbild
der weltweit existierenden Abkommen einer spaghetti bowl, und es erweist sich
mithin als äußerst schwierig, den Überblick einigermaßen zu bewahren. Im Jahre
2007 werden schätzungsweise mehr als 300 regionale Präferenzabkommen operati-
onell sein.'” Allein die Schweiz war Ende 2006 Vertragspartei von nicht weniger als
19 präferentiellen Abkommen.”’ Mittlerweile wird mehr als die Hälfte des Welthan-
dels nach regionalen Handelsvorschriften abgewickelt.”' Auf regionale Präferenzab-
kommenist im Folgendendetailliert einzugehen.

17 Die Enabling Clause wurde mit Entscheidung vom 28. November 1979 in das GATT 1947
aufgenommen und hat ebenso Eingang in das Regelwerk der WTO gefunden; siehe für eine
Übersicht sowie die Präferenzsysteme der EG und der Schweiz Cottier/Oesch (International
Trade Regulation), S. 552-74.

18 Cottier/Panizzon, S. 50; siehe für das heute geltende durchschnittliche Zollniveau in verschie-
denen Weltgegenden Cottier/Oesch (International Trade Regulation), S. 587.

19 Siehe ‚The Future ofthe WTO* (oben Fn. 7), Rz. 76; zur Geschichte und heutigen Verbreitung
von Präferenzabkommen etwa Clarke, S. 5-9; Cottier (Challenge), S. 149-56; zur weltwirt-
schaftlichen Bedeutung auch Senti (Integration), S. 133-37.

20 Siehe <http://www.seco.admin.ch> und den Link zu Außenwirtschaft/Freihandelsabkommen
(sowie <http://www.europa.eu.int/comm/trade/index_en.htm> für die Abkommen der Europäi-
schen Union).

2] ‚Handelsabkommen unter der Lupe der WTO‘, in: Neue Zürcher Zeitung vom 17. August
2006, 8. 23.
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2. Insbesondere: Regionale Präferenzabkommen

Regionale Präferenzabkommen weichen durch die gegenseitige Gewährung von

Marktzugangsprivilegien naturgemäß vom Prinzip der Meistbegünstigung ab. Es be-

steht — zumindest prima vista — ein unauflösbares Spannungsverhältnis. Dabei prä-

sentieren sich die Beweggründe, weshalb sich Staaten zu regionalen Handelsab-

kommen zusammenschließen, äußerst vielfältig. Längst nicht alle bi- oder plurilate-

ralen Abkommen zur gegenseitigen Gewährung von wirtschaftlichen Präferenzen

beruhen nur auf ökonomischen Gründen. Sie dienen häufig primär der Sicherung

von Frieden und Freiheit, der Förderung und Vereinfachung guter nachbarschaftli-

cher Beziehungen, der Fortführung besonderer Beziehungen mit ehemaligen Kolo-

nien, der Gewinnung eines größeren Maßes an Einfluss auf dem internationalen Par-

kett oder der Stabilisierung etwa junger Demokratien.”” Auch zeigt die Praxis eine

ungeahnte Vielfalt an möglichen Formen der wirtschaftlichen Zusammenarbeit und

regionalen Integration.
Das WTO-Recht steht präferentiellen Abkommen grundsätzlich positiv gegen-

über. Es anerkennt den handeisfördernden und -erzeugenden Effekt einer wirtschaft-

lich engen, räumlich begrenzten Binnenliberalisierung (frade creation). So besteht

zwischen präferentiellen Entwicklungen und der multilateralen Ordnung eine enge

dialektische, unter Umständen durchaus wohlstandsfördernde Beziehung. Regionale

Vereinbarungen können als Bausteine konzipiert sein, welche über eine zunächst

geographisch beschränkte Liberalisierung längerfristig zu einer weiteren Öffnung
der Weltmärkte beitragen.” Gleichzeitig ist die Gefahr virulent, dass regionale Prä-

ferenzen den Handel mit anderen, nicht partizipierenden Staaten erschweren und nur

zu Handelsverzerrungen und -umlenkungen führen (trade diversion).”” Ungerecht-

fertigte Präferenzen auf Kosten Dritter sind verpönt, und eine ungehemmte Erosion

des Prinzips der Meistbegünstigung erschüttert die Grundfeste eines multilateralen

Weltwirtschaftssystems auf der Basis der Nichtdiskriminierung. Diesfalls unterlau-

fen Präferenzabkommen die multilaterale Ordnung oder hebeln sie letztlich sogar

aus. Diese Gratwanderung erfordert ausgewogene Rahmenbedingungen und klare

Regeln. Die Einräumung regionaler Präferenzen verlangt — aus der Perspektive des

Multilateralismus — eine besondere Rechtfertigung. Die Notwendigkeit strikter Re-

geln zeigt sich insbesondere in Perioden, in welchen die multilaterale Verhand-

lungsdiplomatie stockt und manche WTO-Mitglieder ihr wirtschaftliches Heil ver-

mehrt in bi- und plurilateralen Marktöffnungsstrategien suchen. So führte die an-

fangs der 1990er-Jahre währende Ungewissheit, ob die im Rahmen der Uruguay

22 Siehe dazu Bobe, S. 55-60; Cottier/Evtimov (Präferentielle Abkommen), S. 481-82;

Weiss/Herrmann, Rz. 609.

23 Vgl. Marceaw/Reiman, S. 309.
24 „Handelsabkommen unter der Lupe der WTO‘, in: Neue Zürcher Zeitung vom 17. August

2006, S. 23.
25 Siehe zu grundlegenden ökonomischen Aspekten und zur Debatte bez. trade creation vs. trade

diversion Mathis, S. 101-21; Viner, passim; Zimmermann, passim.
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Runde ausgehandelten Ergebnisse erfolgreich in Kraft gesetzt würden, zur Überfüh-

rung mancher Zwischenergebnisse in präferentielle Abkommen.” Der stockende
Fortgang der Doha Runde und die (zumindest angekündigte) Reaktion vieler Mit-

glieder, regional weiter zuliberalisieren, liefert dafür ein anschauliches Beispiel.’
Die Bedeutung von regionalen Präferenzabkommen nimmt im modernen Welthan-

delssystem weiter zu — und damit auch die Verantwortung des WTO-Rechts, ihre

Kompatibilität mit der multilateralen Ordnungsicherzustellen, denn: Trotz der Proli-

feration von regionalen Abkommengibt es mittelfristig keine Alternative zum multi-

lateralen Welthandelssystem.”®

Das WTO-Recht hat auf diese Bedenken reagiert und differenzierte Kriterien

entwickelt. Art. XXIV GATT 1994 regelt die Zulässigkeit regionaler Handelsab-

kommen für den Warenhandel im Rahmen der beiden Typen ‚Freihandelsabkom-

men‘ (free trade area) und ‚Zollunion‘ (customs union). Ein Freihandelsabkommen

liberalisiert den Binnenhandel (Zölle und andere handelsbeschränkende Vorschrif-

ten) zwischen den partizipierenden Vertragspartnern, während eine Zollunion zu-

sätzlich ein gemeinsames Zollgebiet schafft und damit eine gemeinsame Außenhan-

delspolitik bedingt. Art. V GATS enthält die Voraussetzungen für regionale Präfe-

renzabkommen für den Dienstleistungshandel unter der Bezeichnung ‚Wirtschaftli-

che Integration‘ (economic integration). Diese Bestimmungen bezwecken aus recht-

licher Sicht die Konkretisierung des Grundsatzes, wonach Verträge einem Dritten

nicht schaden dürfen (pacta tertiis nec nocent nec prosunt). Praktisch steht das An-

liegen im Vordergrund, die rechtliche Disziplinierung transparent zu gestalten und
damit Rechtssicherheit zu schaffen.

a) Warenhandel: Art. XXTV GATT 1994

Art. XXIV GATT 1994 stellt die rechtlichen Leitplanken für regionale Präferenzab-
kommen im Bereich des Warenhandels (einschließlich landwirtschaftliche Gütern)
auf. Dabei müssen drei Voraussetzungen erfüllt sein, wobei diese für Freihandelszo-
nen und Zolluntonen im Wesentlichen gleich sind:

e Abschaffung interner Handelsbarrieren: Freihandelsabkommen und Zollunio-
nen müssen nach Art. XXIV Abs. 8 GATT 1994 „annähernd den gesamten
Handel mit den aus den teilnehmenden Gebieten der Union stammenden Wa-
ren“ („substantially all the trade“) liberalisieren. Die Beseitigung von Zöllen

26 Cottier/Evtimov (Präferentielle Abkommen), S. 482; dies galt insbesondere für Ergebnisse im
Rahmen des Schutzes des geistigen Eigentums.

27 In der Doha Runde bilden die Regeln für regionale Präferenzabkommeneinen eigenen Ver-
handlungsgegenstand. Angestrebt wird allerdings nur, die bestehenden Regeln zu klären und
zu verbessern und insbesondere auf Entwicklungsaspekte Rücksicht zu nehmen, siehe Doha
WTO Ministertal Declaration, 14 November 2001, WTO Doc. WT/MIN(O1J/DEC/, para. 29,

28 Vgl. Wasescha, 5. 13.
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und anderen nichttarifären Handelshemmnissen kann nicht auf einzelne Waren-

gruppen beschränkt werden. Damit soll vermieden werden, dass WTO-

Mitglieder das Prinzip der Meistbegünstigung durch eine Vielzahl von selekti-

ven Präferenzen für einzelne Warenbereiche, an deren Handel sie ein besonde-

res Interesse haben, aushöhlen, Lange Zeit war umstritten, ob sich das substan-

fially all the trade-Erfordernis qualitativ auf den Einschluss aller Wirtschafts-

sektoren oder quantitativ auf das Handelsvolumen bezieht und so namentlich

der Primärsektor (Landwirtschaft) von einer bi- oder plurilateralen Binnenlibe-

ralisierung ausgenommen werden kann. Während vor allem die großen Agrar-

exporteure argumentierten, dass eine nur quantitative Betrachtungsweise dem

Zweck von Art. XX1V GATT 1994 widerspreche, vertraten andere Länder die

These, dass auch bloß ein hoher Deckungsgrad des gesamten Handelsvolumens

(z.B. 80-90%) genügte.” Die ‚richtige‘ Lesart blieb im Rahmen des GATT 1947

kontrovers. Erst der Streitfall Turkey — Textile and Clothing Products hat im

Jahre 1999 Klarheit geschaffen. Der Appellate Body führte einleitend aus, dass

sich der Gegenstand eines Präferenzabkommensnicht in umfassender Weise auf

den gesamten, aber doch auf’ signifikant mehr als nur einen Teil des Binnenhan-

dels beziehen müsse.” Sodann hielt er fest, dass „substantially all the trade“

sowohl eine quantitative als auch eine qualitative Betrachtungsweise erfordere.°'

Damit scheint autoritativ entschieden, dass eine Zollunion kumulativ einen be-

trächtlichen Prozentsatz des Binnenhandels liberalisieren muss und dabei keinen

Wirtschaftssektor a priori ausschließen darf.”” Obwohl sich die Ausführungen

des Appellate Body auf Zollunionen bezogen, sind sie per analogiam auch im

Rahmen von Freihandelsabkommeneinschlägig. Damit wird einer bi- oder plu-

rilateralen ‚pick and choose‘ oder ‚a la carte‘ Liberalisierung Einhalt geboten.

Das WTO-Recht akzeptiert nur regionale Integrationsräume mit weit reichenden

und umfassenden Liberalisierungsanstrengungen und verbietet solche mit bloß

punktuellen und sektorspezifischen Handelserleichterungen.

Siehe Bobe, 5. 72-3; Cottier/Panizzon, S. 52; Marceau/Reiman, S. 316-17; Senti (WTO), Rz.

993-94; für den Vorschlag, dass Art. XXIV GATTbei einem Deckungsgrad von 90% des ge-
samten Handels selbst dann erfüllt sei, wenn der Bereich Landwirtschaft vollständig ausge-

nommen werde, Working Party Report on EFTA, Examination of the Stockholm Convention,

GATT Dok. L/1235, BISD 95/70.
WTO Appellate Body, Turkey — Restrictions on Imports of Textile and Clothing Products,

WT/DS3WAB/R, Rz. 48, siehe für das Zitat unten C.L2.

Ibid., Rz. 49.

Oesch (Turkey — Textile), S. 632; wohl ebenso Cottier (Multilateralism), S. 109; Marceaw/

Reiman, S. 316; zurückhaltender Berrisch, S. 135; Cottier/Evtimov (Präferentielle Abkom-

men), 5. 501; Weiss/Herrmann, Rz. 613. Die Tatsache, dass eine Fussnote zu Art. V GATSfür

die wirtschaftliche Integration im Rahmen des Dienstleistungshandels sowohl quantitative als

auch qualitative Elemente fordert, spricht zusätzlich für die kumulative Lesart.
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e Gesamteffekt aufHandel mit Drittländern: Art. XXIV Abs. 5 GATT 1994 ver-

langt, dass die Binnenliberalisierung im Rahmen eines Freihandelsabkommens

oder einer Zollunion nicht zu Lasten Dritter erfolgt. Produkte aus anderen

WTO-Mitgliedern sollen nicht durch neue oder zusätzliche Handelsschranken
belastet werden.” Ziff. 2 der Vereinbarung zur Auslegung von Art. XXIV

GATT 1994 stipuliert detaillierte Regeln für die Vornahme dieser Bewertung ım

Hinblick auf Zollsätze (Gesamtbewertung der gewogenen durchschnittlichen

Zollsätze und der tatsächlich erhobenen Zölle anhand von Einfuhrstatistiken ei-
ner Referenzperiode). Dieser ökonomische Test ist häufig — vor allem in Bezug

auf die zukünftigen Auswirkungen eines Präferenzabkommens auf den Handel

mit Drittländern - schwierig.”* Er operationalisiert den Grundsatz, dass regiona-

le Präferenzabkommen keine marktabschottende Wirkung haben sollen.”

. Interimsabkommen: Regionale Präferenzabkommen gewähren im Zeitpunktih-

rer Inkraftsetzung den privaten Wirtschaftssubjekten in der Regel, entsprechend

den geänderten Rahmenbedingungen neu zu disponieren, und sehen gewisse

Übergangsfristen vor, innerhalb derer der Binnenhandel (unter Umständen
schrittweise) liberalisiert werden soll.” Art. XXIV Abs. 5 lit. c GATT 1994
schreibt deshalb vor, dass die Schaffung einer Freihandelszone oder einer Zoll-

union nach einem detaillierten Liberalisierungsplan und -programm innerhalb

einer angemessenen Zeitdauer geschehensoll. Ziff. 3 der Vereinbarung zur Aus-

legung von Art. XXIV GATT 1994 konkretisiert, dass dieser Liberalisierungs-

prozess grundsätzlich nicht länger als zehn Jahre dauern soll.

b) Dienstleistungshandel: Art. VGATS

Vor der Gründung der WTO waren punktuelle bi- oder plurilaterale Privilegierungen
im Bereich des Dienstleistungshandels praktisch unbeschränkt zulässig, weil das
GATT 1947 Dienstleistungen (von wenigen Ausnahmen abgesehen) nichterfasste.’
Dies hat sich mittlerweile grundlegend geändert. Art. V GATSenthält die Voraus-
setzungen für regionale Präferenzabkommen in diesem Bereich.” Diese Bestim-

33 Siehe dazu Marceau/Reiman, S. 318.

34 Siehe dazu WTO Appellate Body, Turkey — Restrictions on Imports of Textile and Clothing
Products, WT/DS34/AB/R, Rz. 55. Als Beispiel einer erschwerenden späteren Entwicklung im
nichttarifären Bereich dient der Rückgang von der sog. internationalen auf die regionale Er-
schöpfung im Markenrechtin der EG, siehe Cottier (Bilaterale Ära), S. 93.

35 Vgl. WTO Appellate Body, Turkey — Restrictions on Imports of Textile and Clothing Products,
WT/DS34/ABIR, Rz. 57.

36 Weiss/Herrmann, Rz. 616.

37 Cottier/Panizzon, S. 53.

38 Siehe dazu umfassend Pitschas, Rz. 63-71. - Art. V"® GATSenthält überdies einen Ausnahme-
tatbestand für Präferenzabkommen überintegrierte Arbeitsmärkte.
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mung gleicht strukturell Art. XX1V GATT 1994 und knüpft die Zulässigkeit wirt-

schaftlicher Integration im Wesentlichen an die gleichen drei Bedingungen:

39

40

4l

42

Abschaffung interner Handelsbarrieren: Ein regionales Präferenzabkommen

muss gemäß Art. V Abs. 1 lit. a GATS einen beträchtlichen sektoralen Gel-

tungsbereich („substantial sectoral coverage“) aufweisen. Wie eine Fußnote zu

dieser Bestimmung konkretisiert, bestimmt sich dies nach der Zahl der Sekto-
ren, nach dem betroffenen Handelsvolumen und nach den Erbringungsformen

(wobei keine Erbringungsform von vornherein ausgeschlossen werden kann). In

Anlehnung an die Praxis unter Art. XXIV GATT 1994 ist damit der Austausch

von Dienstleistungen in quantitativer und qualitativer Hinsicht gemeint.” Im

Ergebnis muss wohl annähernd der gesamte Handel mit Dienstleistungen libera-

lisiert werden.”” Weiter müssen gemäß Art. V Abs. 1 lit. b GATS Diskriminie-

rungen im Sinn von Art. XVII GATS (Inländerbehandlung) zwischen den präfe-

rentieli Begünstigten beseitigt werden. Damit wird erreicht, dass die vom Präfe-

renzabkommenerfassten Dienstleistungen und Dienstleistungserbringer aus ei-
nem anderen Staat nicht schlechter behandelt werden als gleichartige inländi-

sche.”

Gesamteffekt aufHandel mit Drittländern: Art. V Abs. 4 GATS verlangt, dass

ein Präferenzabkommen für andere WTO-Mitglieder keine höheren Hemmnisse

im Dienstleistungshandel mit den vom Präferenzabkommen erfassten Mitglie-

dern bewirkt.” Damit wird sichergestellt, dass gegenseitige Gewährleistungen

keine diskriminierende Wirkung gegenüber Drittstaaten entfaltet. Auch im

Dienstleistungsbereich wäre mit dem Sinn und Geist der multilateralen Welt-

handelsordnung nicht vereinbar, wenn eine bi- oder plurilaterale Binnenliberali-

sierung auf Kosten Dritter stattfände.

Interimsabkommen: Auch Art. V Abs. I lit. b GATS verpflichtet die Vertrags-

parteien eines regionalen Präferenzabkommens, für den Abbau der den Dienst-

leistungshandel behindernden Maßnahmen einen angemessenen Zeitplan aufzu-

stellen. Dies impliziert, dass der Zeitpunkt für die endgültige Dienstleistungs-

freiheit sowie die wichtigsten Etappenziele einer schrittweisen Liberalisierung

fixiert werden, wobei diese Eckwerte von den Umständen des Einzelfalls wie

etwa der Anzahl der Vertragsparteien oder ihrem Entwicklungsstand abhän-

Ähnlich Cottier/Panizzon, S. 54; Senti/Weber, S. 137; vgl. auch Marceau/Reiman, S. 324;

Weiss/Herrmann, Rz. 855, wonach die Datenlage zur quantitativen Messung des Dienstleis-

tungshandels sehr unsicher ist; van den Bossche, S. 663-64, wonach immerhin nicht alle

Dienstleistungssektoren notwendigerweise mit-liberalisiert werden müssten, sondern unter

Umständen einer oder vielleicht auch einige wenige ausgenommen werden könnten.

Siehe Zdouc (Legal Problems), S. 229, der aufgrund eines sorgfältigen textlichen Vergleichs
folgert, dass „substantial sectoral coverage“ eine weniger umfassende Liberalisierung verlangt

als „substantially all the trade“.

Diese Voraussetzung steht gemäss Art. V Abs. 1 lit. b GATS unter dem Vorbehalt derallge-

meinen Ausnahmen(etwa Art. XI, XII, XIV und XIVP® GATS).
Siehe dazu Zdouc (Legal Problems), S. 236-40.

217  



gen.” In Anlehnung an die ausdrückliche Bestimmung im GATT 1994 wird ei-

ne Höchstgrenze von zehn Jahren auch im Dienstleistungsbereich nur in Aus-

nahmefällen nicht genügen.”

III. Konsequenzen eines inkompatiblen Präferenzabkommens

Damit stellt sich Frage nach den rechtlichen und praktischen Konsequenzen, wenn
ein Präferenzabkommendie Voraussetzungen des WTO-Rechts nicht erfüllt.

1. Keine Ungültigkeit

Ein regionales Präferenzabkommen, das mit Art. XXTV GATT 1994 bzw. Art. V

GATS nicht kompatibelist, ıst nicht ungültig. Das WTO-Recht steht in einer (zu-
mindest gedanklich vorgestellten) Normenhierarchie nicht über dem Recht bi- oder

plurilateraler Handelsabkommen. Mit Ausnahme der Charta der Vereinten Nationen,

welche in Art. 103 ihren Vorrang vor widersprechenden Verpflichtungen ihrer Mit-

glieder aus anderen internationalen Übereinkünften ausdrücklich vorsieht, kennt das

allgemeine Völkerrecht keine Hierarchie verschiedener Rechtsquellen. Formal ste-

hen staatsvertragliche Ansprüche und Verpflichtungen auf gleicher Stufe unabhän-

gig ihres Inhalts, ihrer demokratischen Legitimation oder der Form ihrer Verab-

schiedung. Entscheidendist einzig ihre Gültigkeit, die sich nach den Bestimmungen

der Wiener Vertragsrechtskonvention (WVRK) über den Abschluss und das Inkraft-

treten von Verträgen richtet.” Entsprechendfehlt eine rechtliche Handhabe, mit dem

WTO-Recht nicht kompatible regionale Präferenzabkommen als ungültig ex nıme

oder gar nichtig ex tunc zu qualifizieren.”

Das WTO-Recht enthält auch keine ausdrückliche Kollisionsnorm für den Fall,

dass ‚anderes‘ internationales Recht mit seinen eigenen Prinzipien und Regeln in

Widerspruch steht.”” Die allgemeinen Rechtsprinzipien des ‚lex posterior derogat

legi priori‘” und ‚lex specialis derogat legi generali‘ wurden für das Verhältnis des

43 Pitschas, Rz. 65.

44 Ähnlich Cottier (Multilateralism), S. 109.
45 Wiener Übereinkommen über das Recht der Verträge vom 23. Mat 1969 (SR 0.111; WVRK).
46 Ebenso Bobe, S. 65; Cottier (Challenge), S. 162; ders. (Multilateralism), S. 117-18, schlägt

etwa vor, das WTO-Recht mit einer Bestimmung analog zu Art. 103 der UN-Charta zu ergän-

zen und damit den hierarchischen Vorrang des WTO-Rechts zu begründen; siehe zu den

Rechtswirkungen von Art. 103 der UN-Charta etwa Bernhardt, Rz. 6.
47 Siehe Pauwelyn, S. 343-45.

48 Vel. Art. 30 WVRK,
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WTO-Rechts zu anderen internationalen Verträgen bis heute kaum erforscht.” Auch

Art. XXIV GATT 1994 und Art. V GATS sehen kein spezielles Prozedere vor, um

das Verhältnis zu regionalen Präferenzabkommen im Sinne einer Kollisionsnorm zu

umschreiben; diese beiden Bestimmungen gelten nach klassischer Lesart vielmehr

schlicht als ‚Ausnahmen‘ von den grundlegenden Prinzipien des WTO-Rechts, ins-

besondere vom Prinzip der Meistbegünstigung. Aus der Perspektive des WTO-

Rechts ist die Sachlage entsprechend einfach: Art. XVI Abs. 4 des WTO-Abkom-
mens verlangt, dass jedes Mitglied sicherstellt, „dass seine Gesetze, sonstigen Vor-

schriften und Verwaltungsverfahren mit seinen Verpflichtungen aufgrund der als

Anlage beigefügten Übereinkommenin Einklang stehen.“ Diese Verpflichtung kon-

kretisiert Art. 27 WVRK für das WTO-Recht. Sobald ein Panel oder der Appellate

Body die Unrechtmäßigkeit einer nationalen Maßnahmeautoritativ festgestellt und

das Streitbeilegungsorgan (Dispute Settlement Body, DSB) den Entscheid ange-

nommen hat, bezieht sich die völkerrechtliche Bindungswirkung auf die Verpflich-

tung, die rechtswidrige Maßnahme zurückzunehmen oder zu ändern und damit in

Einklang mit dem relevanten WTO-Recht zu bringen.”° Das konkrete Vorgehen

bleibt dabei dem Mitglied überlassen. Obwohl Art. 19 Abs. E DSU Panels und dem

Appellate Body die Befugnis einräumen, konkrete Vorschläge zur Umsetzung eines
Urteils zu unterbreiten, wird in der Praxis regelmäßig darauf verzichtet.’

Diese Erwägungen gelten auch für regionale Präferenzabkommen. Die systemi-

sche Frage nach ihrem Verhältnis zum WTO-Rechtals solche steht regelmäßig nicht

zur Debatte. Ein Präferenzabkommenbildet keinen geeigneten Prüfungsgegenstand
für ein Streitbeilegungsverfahren; ein solches Abkommentangiert die Handelsbezie-

hungen zu Drittstaaten an und für sich nicht. Der geltend zu machende (behauptete)

Verstoß gegen das WTO-Rechtliegt notwendigerweise in einer konkreten, diskrimi-

nierenden Maßnahme.” Prozessual steht folglich eine nationale Umsetzungsmaß-

nahme im Zentrum, deren Rechtmäßigkeit von der Zulässigkeit des Präferenzab-

kommens im Licht des WTO-Rechts abhängt. Dabei handelt es sich um eine privile-

gierte Behandlung von Waren oder Dienstleistungen aus einem anderen WTO-

Mitgliedstaat gestützt auf das regionale Präferenzabkommen, wobei die klagende

Partei naturgemäß in den Genuss derselben Behandlung kommen möchte. WTO Pa-

nels und der Appellate Body prüfen diesfalis, ob das umstrittene Präferenzabkom-

men die Voraussetzungen von Art. XXIV GATT 1994 oder Art. VGATSerfüllt und

die - prima vista gegen das Meistbegünstigungsprinzip verstoßende — nationale

49 Siehe immerhin Cottier (Multilateralism), S. 115-16, der zum Schluss kommt, dass diese Prin-

zipien im Zusammenhang mit regionalen Präferenzabkommen kaum zu verlässlichen Resulta-

ten führen; ähnlich Mathis, S. 265-85; allg. zu diesen Prinzipien im WTO-Recht Göttsche,

S. 191-94; allg. im Völkerrecht etwa Ipsen, S. 252-53.

50 Siehe zur Rechtsdurchsetzung in der WTO-Streitbeilegung etwa McGivern, S. 98-109; Oesch
(Streitbeilegungsverfahren), S. 201-3; Ohlhoff, Rz. 117-25; Palmeter/Mavroidis, S. 234-302.

5l Oesch (Streitbeilegungsverfahren), S. 199; siehe zum Inhalt möglicher Empfehlungen Palme-
ter/Mavroidis, S. 295-300; Petersmann, S. 38-45.

52 Ebenso Weiss/llerrmann, Rz. 622; ähnlich von Bogdandy/Makatsch, 5. 264.
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Maßnahme deshalb zulässig ist. Dieses Vorgehen widerspiegelt anschaulich den

Charakter von Präferenzabkommenals ‚Ausnahmen‘ vom multilateralen Ordnungs-
system der WTO.

2. Optionen für eine unterlegene Streitpartei

Sofern ein Panel oder der Appellate Body zum Schluss kommt, dass die Vorausset-

zungen des WTO-Rechts nicht erfüllt sind, wird autoritativ verlangt, die umstrittene

nationale Maßnahme in Einklang mit dem WTO-Recht zu bringen.” Wie erwähnt
verbleibt die Wahl des Mittels, die WTO-Konformität sicherzustellen, im Ermessen

der

53

54

55
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unterlegenen Partei. Praktisch bieten sich vier Optionen an:

Eine unterlegene Partei kann den Handelsvorteil, den sie in Missachtung des

Prinzips der Meistbegünstigung bis anhin nur ihren Präferenz-Partnern zukom-

men ließ, auch weiteren interessierten WTO-Mitgliedern gewähren.’’ Der An-
spruch auf deren Zuspruch steht gestützt auf Art. I GATT 1994 grundsätzlich

jedem WTO-Mitglied zu. Auch Art. II GATS erlaubt diese Forderung, sofern

für die fragliche Privilegierung kein ausdrücklicher Vorbehalt gemäß Art. II

Abs. 2 GATS ausbedungen wurde. Damit wird der umstrittene Handelsvorteil,

der ursprünglich eigentlich nur Vertragsparteien des Präferenzabkommens zu-

kommensollte, im Ergebnis nachträglich gleichsam ‚multilateralisiert‘. Da das
Prinzip der Meistbegünstigung in der WTO keine Reziprozität im rechtlichen
Sinn akzeptiert, kann die Gewährung von zusätzlichem Marktzugang auch nicht

von entsprechenden Gegenleistungen abhängig gemacht werden.” In der Regel
wird diese Option, d.h. die Ausdehnung bilateral gewährter Privilegien auf po-
tentieli alle WTO-Mitglieder, aus wirtschaftlichen (sowie unter Umständen auch
politischen) Gründen kaum in Frage kommen. Die praktische Gefahr, aufgrund
eines unzulässigen Handelsvorteils im Rahmen eines Präferenzabkommensbe-
langt zu werden, ist dabei für große und wirtschaftlich interessante Volkswirt-
schaften deutlich latenter als für kleine und wirtschaftlich unbedeutende Mit-
glieder. Drittländer fokussieren ihre Bestrebungen primär auf diejenigen Han-
delsprivilegien, die von einem größeren Partner regional kleineren Freihandels-
partnern gewährt werden — und nicht umgekehrt. Eine einem kleinen Land ge-

Anschaulich WTO Appellate Body, Turkey — Restrictions on Imports of Textile and Clothing
Products, WT/DS34/AB/R, Rz. 66: „The Appellate Body recommends that the DSB requests
that Turkey bring its measures which the Panel found to be inconsistent with Articles XI and
AIofthe GATT 1994 and Article 2.4 ofthe ATC into conformity with its obligations under
these agreements.““
Ebenso Bobe, S, 66; Cottier/Panizzon, $. 56; Cottier/Evtimov (Präferentielle Abkommen),
S. 494,
Siehe dazu Cottier/Oesch (International Trade Regulation), S. 367; zur politisch verstandenen
Reziprozität etwa Bobe, S. 48-9; Senti (WTO), Rz. 476-80.



56
57
58
59

genüber gewährte punktuelle Privilegierung etwa im Bereich der Landwirtschaft

ist - um eine prägnante Formulierung von Thomas Cottier aufzunehmen — für

eine größere Handelsmacht entsprechend mit dem Risiko behaftet, „Scheunento-

re gegenüber den großen Agrarexportstaaten zu öffnen.“

Sodann steht den Vertragspartnern eines Präferenzabkommens offen, seinen

Anwendungsbereich inhaltlich und strukturell so zu ändern, dass das Abkom-

men den Voraussetzungen von Art. XXIV GATT 1994 bzw. Art. VGATSent-

spricht und die privilegiert gewährten, umstrittenen Maßnahmen nunmehr ge-

deckt sind. Auch diese Option ist offenkundig keine einfache, wenn ein Präfe-

renzabkommen beispielsweise an der „substantially all the trade“-Voraus-

setzung scheitert und die WTO-Kompatibilität nur dadurch hergestellt werden
kann, dass noch weitere Bereiche und Sektorenliberalisiert werden. Ob dies von

allen Vertragsparteien eines regionalen Präferenzabkommenstatsächlich so ge-

wünscht wird und politisch machbarist, steht offenkundig auf einem anderen

Stern. Auch bi- oder plurilaterale Abkommensind schließlich fein ausbalancier-
te und von einem do ut des-Charakter geprägte ‚Gesamtkunstwerke‘, dessenall-

gemeine Akzeptanz durch nachträgliche Änderungenleicht wieder in Frage ge-
stellt wird.”
Umgekehrt besteht die Möglichkeit, ein regionales Präferenzabkommen im An-

schluss an die Feststellung seiner WTO-Inkompatibilität formell wieder aufzu-

lösen. Fortan basieren die außenwirtschaftlichen Beziehungen — im gerade um-

strittenen Bereich des Waren- oder Dienstleistungshandels — wieder allein auf
der Grundlage der Meistbegünstigung. Regionale, bi- oder plurilaterale Privile-

gierungen bestehen nicht mehr. Die wirtschaftliche Zweckmäßigkeit dieser Op-

tion hängt wesentlich von der weiteren Entwicklung des multilateralen Welt-
handelssystems ab.”

Schließlich verbleibt die (temporäre) Option, die Verpflichtung zur Umsetzung

eines Panel- oder Appellate Body-Urteils zu negieren und stattdessen die Kon-

sequenzen zu gewärtigen, welche das WTO-Recht in solchen Fällen der obsie-

genden Partei zur Verfügung stellt.”” Gemäß Art. 22 Abs. 2 DSU kanndie ob-

siegende Partei versuchen, Kompensationsmaßnahmen auszuhandeln. Sofern

kein zufrieden stellender Ausgleich in der Form von Kompensationen erzielt

wird, kann die obsiegende Partei beim Sreitbeilegungsrat (DSB) das Recht zur

Aussetzung von Zugeständnissen oder sonstigen Verpflichtungen beantragen,

d.h. Vergeltungsmassnahmenzu ergreifen. Dass dies für diejenigen Wirtschafts-

Cottier (Bilaterale Ära), S. 101.
Vgl. auch Cottier (Challenge), S. 162.
Ähnlich Cottier(Bilaterale Ära), S. 104.
Siehe zum Verfahren der Rechtsdurchsetzung im WTO-Streitbeilegungsverfahren die Verwei-

se oben Fn. 50. Die ganz herrschende Lehreist sich einig, dass das WTO-Rechteine Ferpflich-

tung zur Umsetzung eines negativen Urteils stipuliert und grundsätzlich keine Wahlbietet, an
ihrer Statt Vergeltungsmassnahmen zu dulden, siehe etwa Jackson (Misunderstanding), S. 63;

Ohlhoff, 112; Oesch (Streitbeilegungsverfahren), S. 201,
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zweige, gegen welche die Vergeltungsmassnahmen gerichtet sind, wirtschaftlich
äußerst schmerzhaft ist und innenpolitisch zu großen Spannungen führt, ist

selbstredend und durch die Praxis hinlänglich dokumentiert.‘ Überdies wird es

für andere interessierte WTO-Mitglieder ein leichtes sein, in Folgeprozessen —
d.h. basierend auf dem Präjudiz des ersten Panel- oder Appellate Body-Urteils —
ebenfalls gegen das säumige Mitglied vorzugehen.’

Dieser Strauß an möglichen Optionen- teils im Rahmendes rechtlich Zulässigen,
teils im Graubereich - ist der Entwicklung stabiler und auf Rechtssicherheit bauen-

der wirtschaftlicher Beziehungen nicht förderlich. Vor diesem Hintergrund wird er-

sichtlich, dass eine Klärung des gegenseitigen Verhältnisses des multilateralen Welt-

handelssystems zu regionalen Präferenzabkommen im Allgemeinen und zu den kon-

kreten Folgen einer festgestellten WTO-Inkompatibilität eines solchen Abkommens
im Speziellen Not tut,” Die Forderung erscheint umso dringlicher, je weiter die Pro-

liferation von regionalen Präferenzabkommenin den kommenden Jahren zunimmt.

IV. Durchsetzung des Prinzips der Meistbegünstigung

Die praktische Relevanz der materiellen Voraussetzungen von Art. XXIV GATT

1994 und Art. V GATS sowie die Konsequenzen ihrer Nichtbeachtung hängt we-

sentlich von der Durchsetzbarkeit allfälliger Ansprüche ab. Diese war unter dem

GATT 1947-Streitbeilegungsverfahren durch die simple Tatsache, dass sowohl die

Bildung eines Panels als auch die Annahmeeines Urteils von der Zustimmung sämt-

licher Vertragsparteien (also inklusive der unterlegenen Partei) abhing, arg beein-

trächtigt. In der Tat wurde bis 1995 kein Panelbericht, der sich mit Fragen im Zu-

sammenhang mit regionalen Präferenzabkommen auseinandersetzte, angenommen.‘
Damit verfügte das GATT 1947 über keine effektive Handhabe, die Zulässigkeit

umstrittener Präferenzabkommen zu beurteilen und allfällige Unzulänglichkeiten zu
sanktionieren.

Dieses systemische Defizit wurde mit der Gründung der WTO entscheidend aus-

gemerzt. Mittlerweile sieht die Vereinbarung über Streitbeilegung (Dispute Settle-
ment Understanding, DSU) einen Anspruch auf Durchführungeines Verfahrensvor;
ein Veto kann weder gegen die Bildung eines Panels noch gegen die Annahmeeines

60 Siehe für eine Übersicht von bislang angewendeten Vergeltungsmassnahmen Palmeter/Mav-
roidis, S. 266-78.

61 Obwohlein Panel- oder Appellate Body-Urteil nur zwischen den Streitparteien bindendist und
unmittelbare Rechtswirkungen entfaltet, hat seine präjudizierende Wirkung natürlich umfas-
sende Bedeutung.

62 Siehe für entsprechende Vorschläge Cottier (Multilateralism}, S. 117-18.
63 Folglich entfalteten sie auch keine Rechtswirkung, siehe etwa Panel Report EC — Import Re-

gimes for Bananas, DS38/R, 11 February 1994; EC — Tariff Treatment on Imports ofCitrus
Productsfrom Certain Countries in the Mediterranean Region, L/5576, 7 February 1985.
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Schlussberichts eines Panels oder des Appellate Body eingelegt werden.°* Dieser

‚Annahmeautomatismus‘ eliminiert das politische Element der Streitschlichtung

großenteils und stellt das eigentliche Kernstück der Vergerichtlichung der Streitbei-

legung dar.°” Gleichwohl verblieben auch nach der Gründung der WTO und der
Stärkung des Streitbeilegungsverfahrens zwei Problemkreise. Zum einen war lange

umstritten, ob sich regionale Präferenzabkommen auf Grund ihrer Komplexität und

politischen Relevanz überhaupt für eine gerichtliche Prüfung eignen und durch Pa-

nels und den Appellate Body umfassend beurteilt werden können. Zum anderen

stellt sich die Frage, ob auch nationale Gerichte (in der Schweiz und in der Europäi-

schen Union) allfällige Ansprüche durchsetzen können.

l. WTO-Streitbeilegung

Sowohl unter dem GATT 1947 als auch in den Anfangsjahren der WTO wurde kon-

trovers diskutiert, ob regionale Präferenzabkommeneiner gerichtlichen Überprüfung

überhaupt zugänglich seien und als solche auf ihre Vereinbarkeit mit den rechtlichen
Voraussetzungen überprüft werden könnten, d.h. ob sie justiziabel seien. Die Argu-

mentation der Gegner einer gerichtlichen Beurteilung beruhte vorwiegend auf zwei

Überlegungen. Zum einen wurde vorgebracht, die enorme Komplexität von regiona-

len Abkommen sowie die politischen Begleitumstände, welche ihre Gründung häu-

fig begleiten, entzögen sich einerrein juristisch orientierten Betrachtungsweise. Ein

Panel oder auch der Appellate Body seien in der Regel überfordert und aufgrund ih-
rer Stellung und Zusammensetzung wenig legitimiert, ein Präferenzabkommenals
WTO-inkompatibel zu erklären.“ Eine solche Konklusion hätte bekanntlich nicht
nur rechtliche Konsequenzen, sondern könnte — in Anbetracht der politischen und

wirtschaftlichen Dimensionen von Präferenzabkommen — zu ungeahnten weiteren

Schwierigkeiten führen.“ In der Tat schienen die GATT 1947-Jahre durch dasstill-

schweigende Übereinkommen der Vertragsparteien geprägt, Beschwerden gegen

umstrittene Präferenzabkommen nur mit Zurückhaltung zu formulieren.°° Die zu-

nehmende Proliferation von regionalen Abkommen und die umstrittene Vereinbar-

keit vieler von ihnen mit Art. XXIV GATTglich zwar zunehmend der Büchse der

64 Sog. ‚negative Konsensregel‘, vgl. Art. 6 Abs. 1, 16 Abs. 4 und 17 Abs. 14 DSU.

65 Siehe aus der umfangreichen Literatur zum neuen DSU etwa Cottier/Oesch (International

Trade Regulation), S. 143-82, Herdegen, S. 132-37; Jackson (Jurisprudence), S. 168-92; Pal-
meter/Mavroidis, passitm; Ernst-Ulrich Petersmann (ed.), International Trade Law and the

GATT/WTO Dispute Settlement System, Kluwer Law International, London, 1997; Oesch

(Streitbeilegungsverfahren), passim; eine tabellarische Darstellung der behandelten Fälle findet
sich unter <http://www.wto.org> und dem Link zu Dispute Settlement.

66 Siehe etwa von Bogdandy/Makatsch, S. 263-64: „Wenn bei einem Regionalzusammenschluss

viele Belange einer ganzen Region auf dem Spiel stehen, kann ein befriedigender Interessen-

ausgleich schwerlich über Streitverfahren erreicht werden.“

67 Vgl. Bobe, S, 87-91; Cottier/Evtimov (Präferentielle Abkommen), S. 497-98.

68 Oesch (Turkey - Textile), S. 624.
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Pandora. Gleichwohl scheuten sich viele Mitglieder, gleichsam als erster Büchsen-

öffner zu amten und für eine Flut von Beschwerden gegen Präferenzabkommen ver-

antwortlich zu sein. Diese eigenartige Zurückhaltung hat sich auch nach der Grün-
dung der WTO nicht entscheidend geändert.

Zum anderen wurde vorgebracht, dass das GATT 1947/WTO-Regelwerk mit dem

Ausschuss für regionale Handelszusammenschlüsse (Committee on Regional Trade

Agreements, CRTA) ein geeignetes Forum geschaffen hat, in dem die Mitglieder ih-
re ökonomische, rechtliche und politische Meinung über ein Präferenzabkommen

darlegen und allfällige Bedenken äußern können. In der Tat bietet dieser Ausschuss
die Bühne, neu notifizierte Präferenzabkommen undallfällige Kritik an ihrer Aus-
gestaltung zu diskutieren und konsensual nach einer Lösung zu suchen.In der Praxis

erweist sich dieses Forum aber als wenig hilfreich. Wenig überraschend wurde bis
heute mit einer Ausnahme kein im Rahmen von Art. XXTIV GATT oder Art. V

GATS vorgelegtes Abkommen formell genehmigt bzw. missbilligt.°” Solangein die-
sem Ausschuss an der Konsensregel festgehalten wird, scheint seine Tauglichkeit
für eine ernsthafte Auseinandersetzung über die WTO-Kompatibilität von Präfe-

renzabkommen auch zukünftig stark beeinträchtigt.

Der Appellate Body hat diesen Bedenken in der Streitsache Turkey — Textile and

Clothing Products grundlegend Rechnung getragen und die unsichere Rechtslage

geklärt. Während das Panel in diesem Streitfall die Frage der Vereinbarkeit eines

Präferenzabkommens eherder politischen Einschätzung des CRTA überlassen woll-

te, verwarf der Appellate Body diese Auffassung und stellte unmissverständlich fest,

dass dies eine juristische Frage sei und — als Folge davon — die Auslegung der um-

strittenen unbestimmten Rechtsbegriffe von Art. XXIV GATT 1994 wie auch ihre

Anwendung in einem konkreten Fall gerichtlicher Beurteilung durchaus zugänglich
seien.’” Diese Auffassung wurde im Streitfall Canada — Automotive Industry bestä-

tigt.”' Dabei stützte sich der Appellate Body entscheidend auf Ziff. 12 der Vereinba-

rung zur Auslegung von Art. XXIV GATT 1994, wonach sich die Mitglieder „in

Bezug auf alle Angelegenheiten, die sich aus der Anwendung der Bestimmung von

Art. XXIV GATTbetreffend Zollunionen und Freihandelszonen“ ergeben, auf das

WTO-Streitbeilegungsverfahren stützen können. Obwohl der Appellate Body bis

anhin keine Gelegenheit hatte, diese Erwägungen analog auf regionale Präferenzab-

69 Die Ausnahme betraf die Zollunion zwischen der tschechischen und slowakischen Republik
von 1993, die nach dem Aufbrechen der Tschechoslowakei geschaffen wurde, siehe GATT
Doc. L7501 vom 17. Juli 1994.

70 WTO Appellate Body, Turkey — Restrictions on Imports of Textile and Clothing Products,
WT/DS34/ABI/R, Rz. 60; siehe dazu auch Cottier/Evtimov (Präferentielle Abkommen), S. 499;
Cottier/Panizzon, S. 58; Oesch (Turkey - Textile), S. 626.

71. WTO Appellate Body, Canada — Certain Measures Affecting the Automotive Industry,
WT/DS139/AB/R, WT/DS142/AB/R, Rz. 185.
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kommenim Bereich des Dienstleistungshandels anzuwenden, dürften keine Zweifel

bestehen, auch die Justiziabilität von Art. V GATS umfassend zubejahen.””
Damit besteht heute eine umfassende Zuständigkeit von Panels und des Appellate

Body zur Beurteilung der Kompatibilität von regionalen Präferenzabkommen mit

Art. XXIV GATT 1994 und Art. V GATS. Diese Konklusion verdient Zustim-

mung.” Die Verrechtlichung des multilateralen Welthandelssystems und die institu-

tionelle Stärkung ihrer Organe (inklusive desjenigen zur Beilegung von Streitigkei-

ten) im Rahmen der WTO beinhaltet auch den Anspruch, die Zulässigkeitsvoraus-

setzungen zur Bildung von bi- oder plurilateralen Präferenzabkommen gerichtlich

überprüfen und durchsetzen zu können. Das WTO-Streitbeilegungssystem stellt das

beste Druckmittel dar, um die Beachtung der welthandelsrechtlichen Disziplinierung

von Präferenzabkommen zu fördern.’* Eine gerichtliche Beurteilung scheitert im

Übrigen auch nicht daran, dass (praktisch äußerst unwahrscheinlich) das CRTA vor-

gängig einer gerichtlichen Beurteilung die Zulässigkeit oder Unzulässigkeit eines

Abkommens im Konsensverfahren bereits festgestellt hat. Eine derartige Feststel-

lung stellt keine res iudicata dar. Immerhin werden Panels und der Appellate Body

in einem solchen Fall eine gewisse Zurückhaltung üben und dem CRTAeine „Beur-

teilungsprärogative“ zubilligen.’” Gleichwohl haben sich die WTO-Mitglieder bis

heute kaum gewagt, entsprechende Beschwerden formell in das WTO-Streitbeile-

gungsverfahren zutragen. Auchhiergilt: wo kein Kläger, da kein Richter. Das Ver-

hältnis mancher Präferenzabkommen zur multilateralen Ordnung der WTO bleibt

vorderhand ein spannungsgeladenes und wenig geklärtes. Dies gereicht der Rechts-

sicherheit und Voraussehbarkeit nicht zum Vorteil.

2. Nationale Gerichte

Das WTO-Streitbeilegungsverfahren ist rein zwischenstaatlich organisiert.’° Nur

Mitglieder können als Partei auftreten; Private haben keinen Zugang. Entsprechend

stellt sich die Frage nach der Durchsetzbarkeit des Prinzips der Meistbegünstigung

im Zusammenhang mit Präferenzabkommen durch Private. Grundsätzlich stehen

ihnen zwei Wege offen. Zum einen besteht die Möglichkeit, die eigene Regierung

dazu zu bringen, diplomatisch oder im Rahmen des formellen Streitbeilegungsver-

72 Oesch (Turkey — Textile), S. 626. Diese Konklusion drängt sich meines Erachtens auf, auch

wenn eine gesetzliche Grundlage analog zu Ziff. 12 der Vereinbarung zur Auslegung von Art.

XXIV GATT 1994 für Art. V GATSfehlt.
73 Ebenso etwa Weiss/Herrmann, Rz. 623; Ossch (Turkey - Textile), S. 626-27.

74 Christoforou, S. 768.
75 Weiss/Herrmann, Rz. 623; siehe zum Verhältnis dieser Organe auch Berrisch, Rz. 221; allg.

zum Problem derinstitutionellen Balance zwischenpolitischen und gerichtlichen Organen in

der WTO Roessler, S. 339-44; Oesch (Standards of Review), S. 36-40.

76 In Verfahren gegen Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaft wird regelmässig auch

diese als Partei zugelassen. Sie übernimmt jeweils die Klageführung.
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fahrens der WTO gegen andere Mitglieder vorzugehen. Die Europäische Union

kennt dafür ein standardisiertes Verfahren, das auch privaten Unternehmungener-

laubt, die Eröffnung eines Untersuchungsverfahrens sowie — bei Feststellung eines

Verstoßes gegen Wirtschaftsvölkerrecht durch ein anderes Land — die Einleitung
handelspolitischer Maßnahmen zu beantragen, sofern solche auch im Interesse der

Gemeinschaft liegen (sog. Trade Barriers Regulation, TBR).’’ Dabei verfügt die

Kommission über einen großen — wenn auch nicht gänzlich unbeschränkten — Er-

messensspielraum.’® Das schweizerische Recht kennt kein formalisiertes Verfahren,

um der Regierung oder Verwaltung behauptete Verstöße anderer Handelspartner ge-

gen internationales Recht zur Kenntnis zu bringen. Auch das Bundesgesetz über au-

ßBenwirtschaftliche Maßnahmen schreibt dafür kein spezielles Vorgehen vor.” Ent-

sprechende Rügen sind informell dem zuständigen Ressort des Staatssekretariats für

Wirtschaft (seco) zu notifizieren, welches sodann nach eigenem Gutdünken die Sa-

che weiterverfolgt und entsprechende Maßnahmeneinleitet.”
Zum anderen stellt sich die Frage, ob sich ein Privater vor einem nationalen Ge-

richt direkt auf Art. XXTV GATT 1994 und Art. V GATS berufen kann, um die

WTO-Kompatibilität eines Präferenzabkommens gerichtlich beurteilen zu lassen.

Damit ist der Bogen zum traditionell kontrovers diskutierten Problemkreis der un-

mittelbaren Anwendbarkeit von WTO-Recht gespannt. Darauf ist im Folgenden für

das EG-Recht und dasjenige der Schweiz näher einzugehen.

a) EG-Recht

Das EG-Recht kennt keine einheitliche Praxis zur Frage der unmittelbaren Anwend-

barkeit von Wirtschaftsvölkerrecht.°' Auf der einen Seite hat der EuGH die unmit-

telbare Anwendbarkeit diverser Freihandels- und Assoziierungsabkommen zwischen

der Europäischen Gemeinschaft und Drittstaaten ausdrücklich bejaht.°” Ebenso hat

77 Verordnung des Rates 3286/94 vom 22. Dezember 1994; siehe Bronckers/McNelis, passim;

Priess/Berrisch, Rz. 34-76; Cottier/Oesch (International Trade Regulation), S. 145-50.
78 Siehe zur Entscheidungspraxis der Kommission Priess/Berrisch, Rz. 62-73.
79 SR 946.201.

80 Vgl. Cottier/Desch (International Trade Regulation), S. 151.

81 Die Literatur zur unmittelbaren Anwendbarkeit von Wirtschaftsvölkerrecht im allgemeinen,

und WTO-Recht im besonderen, vor dem EuGHist reichhaltig; siehe etwa Berkey, passim;

Cottier/Desch (International Trade Regulation), S. 218-23; Cottier/Nadakavukaren Schefer, S.
102-6; Eeckhout, S. 24ff., Herdegen, S. 130-32; Priess/Berrisch, Rz. 18-33; Weiss/Herrmann,

Rz. 139-41; Zonnekeyn, passim.

82 Siehe Rs. C-104/81, Hauptzollamt Mainz/C.A. Kupferberg & Cie, Sig. 1982, 3641 (Freihan-

delsabkommen mit Portugal}; Rs. C-17/891, Pabst & Richarz KG/Hauptzollamt Oldenburg,

Sie. 1982, 1331 (Assoziierungsabkommen mit Griechenland); siehe auch Rs. C-162/96, Racke
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der EuGH die unmittelbare Anwendbarkeit des Lome Abkommens zwischen der Eu-

ropäischen Gemeinschaft und diversen AKP Staaten anerkannt.” Auf der anderen

Seite versagte der EuGH in mehreren Fällen individuellen Klägern, sich direkt auf

eine Bestimmung anderer wirtschaftsvölkerrechtlicher Abkommen zu stützen, ob-

wohl deren Bestimmungen in Bezug auf Bestimmtheit anderen, unmittelbar ange-

wendeten Abkommen nicht nachstehen. Im Zentrum dieser Rechtsprechung steht

das Regelwerk des GATT 1947 und der WTO. Der EuGH begründete die Ableh-

nung der unmittelbaren Anwendbarkeit des GATT 1947 im Leiturteil International

Fruit Company unter anderem damit, dass das GATT 1947 „durch die große Ge-

schmeidigkeit seiner Bestimmungen gekennzeichnet sei“, namentlich mit Bezug auf

die Abweichung von den allgemeinen Regeln.” Sodann erachtete das Gericht die

Ausprägung des Konsultations- und Streitbeilegungsverfahrens nach Art. XXI und

XXIII sowie die Möglichkeit einseitiger Schutzmassnahmen nach Art. XIX als

Grund zur Ablehnung der unmittelbaren Anwendbarkeit. Diese Praxis wurde mehre-
re Male explizit bestätigt; der EuGH qualifizierte das GATT 1947-Regelwerk

grundsätzlich als Instrument der Handelsdiplomatie und deren Bestimmungen übers

Ganzeals nicht hinreichend bestimmt und klar, um unmittelbare Anwendung zu fin-

den.” Der EuGH entschied im Urteil Portugal/Ministerrat, dass sich die Situation
auch mit der Gründung der WTO nicht entscheidend geändert habe, und lehnte auch

für das neue WTO-Regelwerk die unmittelbare Anwendbarkeit im Grundsatz ab.‘

Zusätzlich zu den altbekannten Gründen für die Ablehnung der unmittelbaren An-

wendbarkeit führte das Gericht aus, dass die fehlende Gegenseitigkeit bei anderen

Handelspartnern, welche die unmittelbare Anwendbarkeit ablehnen, zu einem Un-

gleichgewicht führen könnte, würde die EG-Rechtsordnungeinseitig die unmittelba-

re Anwendbarkeit zulassen. Weiter erwähnte der EuGH die innergemeinschaftliche

Machtstruktur, welche durch die unmittelbare Anwendbarkeit von WTO-Rechtan-

GmbH &Co/Hauptzollamt Mainz, Sig. 1998, 1-3655 (Kooperationsabkommen mit Jugosla-
wien); Rs. T-155/94, Opel Austria/Ministerrat, Sig. 1997, 11-39 (EWR-Vertrag); Rs. C-192/89,

5.2. Sevince/Staatssecretaris von Justitie, Sg. 1990, 1-3461 (Assoziterungsabkommen mit der
Türkei); Rs. C-262/96, Sema Surul/’Bundesanstalt für Arbeit, Sig. 1-2685 (Entscheidung des
Assoziierungsrates EG - Türkei).

83 Rs. C-87/75, Conceria Daniele Bresciani/Amministrazione Italiana delle Finanze, Sig. 1976,

126 (Yaounde Abkommen); Rs. C-469/93, Amministrazione delle Finanze dello Stato/Chiquita
Italia SpA, Sig. 1995, 1-4533 (Viertes Lome Abkommen).

84 Rs. 21-24/72, International Fruit Company et al/Prdukteschap voor Groenten en Fruit, Sig.
1972, 1219.

85 Siehe insbesondere die sog. ‚GATT-Urteile’ des EuGH: Rs. 266/81, SITO/Italienisches Fi-

nanzministerium, Sig. 1983, 780; Rs. 267-69/81, Finanzvenwaltung/SPI, Sie. 1981, 830; siehe

auch Rs. 290/291/81, Singer und Geigv/Finanzverwaltung, Sig. 1983, 847; Rs. C-280/93,

Deutschland/Ministerrat, Sig. 1994, I-4973. Alle Regierungen, die sich in diesen Fällen zur

Frage geäußert haben, lehnten wie auch die EG-Kommission die unmittelbare Anwendbarkeit

des GATT ab (Italien, Dänemark, Großbritannien, Frankreich und die Niederlande, siehe etwa

Sig. 1983, 744-46, 815-16, 820).

86 Rs. C-149/96, Portugal/Ministerrat, Sig. 1999, 1-8395; siehe dazu Rosas, passim.
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getastet würde: „Hätte der Gemeinschaftsrichter unmittelbar die Aufgabe, die Ver-

einbarkeit des Gemeinschaftsrechts mit diesen Regelungen zu gewährleisten, so

würde den Legislativ- und Exekutivorganen der Gemeinschaft der Spielraum ge-
nommen, über den die entsprechenden Organe der Handelspartner der Gemeinschaft
verfügen.“Gleichzeitig hat der EuGH umstrittenes EG-Recht aber vereinzelt auch

schon substantiell im Lichte relevanter WTO-Normen geprüft, ohne explizit eine
unmittelbare Anwendbarkeit des WTO-Rechts anzuerkennen.”

Folglich ist davon auszugehen, dass der EUGHin einem Streitfall über die WTO-

Kompatibilität eines regionalen Präferenzabkommens Art. XXIV GATT 1994 und

Art. V GATS keine unmittelbare Wirkung zuspräche. Im Ergebnis gehen die Regeln

eines umstrittenen Präferenzabkommens kollidierendem WTO-Recht damit vor.”

Diese Entwicklung ist zu bedauern, Letztlich verkennt sie die rechtliche und politi-
sche Bedeutung der Leitplanken, welche das WTO-Recht zur Stabilisierung und

Weiterentwicklung der multilateralen Welthandelsordnung aufgestellt hat.”

b) Schweizerisches Recht

Die schweizerische Praxis präsentiert sich ähnlich uneinheitlich und wenig gefes-

tigt.” So hat das Bundesgericht in seiner früheren Rechtsprechung staatsvertragliche
und innerstaatliche Normen jahrzehntelang nebeneinander angewandt, ohne sich

ausdrücklich zur direkten Anwendbarkeit zu äußern. Erstmals prüfte es die direkte

Anwendbarkeit völkerrechtlicher Bestimmungen 1972 im Zusammenhang mit dem

Abkommen über die Errichtung der EFTA und entschied diese Frage positiv, wobei

in seiner Beurteilung das Fehlen einer gerichtlichen Instanz für EFTA Angelegen-

heiten für Private wohl eine mitentscheidende Rolle gespielt hat.”” Dem Freihan-

delsabkommen zwischen der Schweiz und der Europäischen Gemeinschaft von 1972

87 Ibid., Rz. 43-6. Die ablehnende Praxis des EuGH folgte dem politischen Willen des Minister-
rats, welcher in der Präambel seines Beschlusses vom 22. Dezember 1994 bezüglich der Ge-

nehmigung der Verhandlungsergebnisse der Uruguay Runde ausführte, das WTO-Rechtsei für

eine unmittelbare Anwendbarkeit nicht geeignet.

88 Rs. C-69/80, Nakajima All Precision Co. Lid/Ministerrat, Sig. 1991, I-2069 (Rz. 29-32 bez.

der GATT-Konformität von EG-Recht im Zusammenhang mit Ausgleichszöllen); Rs. C-70/87,

Fediol/Kommission, Sig. 1989, 1781 (Rz. 19-22 bez. der GATT-Konformität von EG-Recht im

Zusammenhang mit Schutzzöllen); Rs. C-76/00, Petrotub SA und Republica SA/Ministerrat,

Sig. 2003, I-79, Rz. 52-62.
89 Ebenso Cottier/Evtimov (Präferentielle Abkommen), S. 504.

90 Ähnlich Herdegen, S. 131: „Der Europäische Gerichtshofzeigtin erstaunlicher Weise fehlende

Sensibilität für die Bindung der Europäischen Gemeinschaften an völkerrechtliche Verpflich-
tungen aus dem GATT/WTO-Recht.“

91 Siehe Wüger, S. 233-86; Jacot-Guillarmod, passim; zum WTO-Recht eingehend Engelberger,

passim; ferner Cottier/Oesch (unmittelbare Anwendbarkeit), S. 138-41; Thürer, S. 50-8.

92 BGE 98 Ib 388 = Pra 62 Nr. 88 (Banque de Credit International c. Conseil d’Etat du Canton de
Geneve).
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dagegen, wo die fehlende Errichtung einer gerichtlichen Instanz für Private gegen-

teilig als negatives Indiz gewertet wurde, hat das Bundesgericht — die Rechtspre-

chung zu den Ursprungsregeln ausgenommen” - die direkte Anwendbarkeit wie-

derholt abgesprochen, wobei hier vor allem auf den Willen der Vertragsparteien ab-
gestellt wurde.” Das gleiche galt auch für das GATT 1947.” Von der Lehre mehr-

heitlich kritisiert unterstreicht diese vielfach bestätigte Praxis des Bundesgerichts
das Primat des Bundesrates in den Außenbeziehungen, weiche der Verrechtlichung

und gerichtlichen Kontrolle nicht in gleichem Masse wie das innerstaatliche Recht

zugänglich seien. Das Bundesgericht hat seine Zurückhaltung auch nach der Grün-

dung der WTO und der damit einhergehenden Stärkung derinstitutionellen Grund-

lagen sowie der Verrechtlichung des Streitbeilegungsmechanismusnicht grundsätz-

lich aufgegeben, Die Praxis ist uneinheitlich. In einem Entscheid zum GATS bestä-

tigte das Bundesgericht seine ablehnende Haltung und hielt ausdrücklich fest: „In-
dessen verpflichtet [das GATS] lediglich die Signatarstaaten, d.h. es schafft keine

unmittelbar anwendbaren Rechte, auf die sich Fernmeldeunternehmungen berufen

könnten.“In anderen Urteilen sowohl zum Warenhandel wie auch zum Immateri-

algüter- und Dienstleistungsrecht wurde die Frage der unmittelbaren Anwendbarkeit

des GATT 1994° bzw. des TRIPs-Abkommens” und GATS”offen gelassen. Um-
gekehrt haben schweizerische Gerichte wie auch Verwaltungsbehörden das Abkom-

men über das öffentliche Beschaffungswesen wiederholt unmittelbar angewendet.’

Damit wird auch im schweizerischen Recht — gestützt auf die bisherige Praxis —

ein Gericht kaum dazu zu bewegensein, die Zulässigkeiteiner bi- oder plurilateralen

Privilegierung eines anderen Handelspartners unmittelbar im Lichte von Art. XXIV

GATT 1994 oder Art. V GATS zu überprüfen. Das höchste Gericht der Schweiz hat

93 BGE 112 IV 53 (Eidg. Zollverwaltung c. Z.); 114 Ib 168 = Pra 78 Nr. 31 (Medigros AG c.
Eidg. Oberzolldirektion und Eidg. Zollrekurskommission).

94 BGE 105 1159 = Pra 68 Nr. 153 (Bosshard Partners Intertrading AG c. Sunlight AG).
95 BGE 112 Ib 183 = Pra 76 Nr. 11 (Maison G. Spri c. Direction gen£rale des douanes).

96 BGE 125 II 293, 306 E. 4d (Sunrise Communications AG, diAx mobile und Orange Commu-
nications AG gegen Eidg. Kommunikationskommission). — Die Eidg. Kommunikationskom-

mission hat hingegen mit Entscheid vom 19. Februar 2004 in Sachen TDC Switzerland AG ge-

gen Swisscom Fixnet AG die Entbündelung derletzten Meile unter anderem mit der ausdrück-

lichen Bejahung der unmittelbaren Anwendbarkeit der spezifischen GATS-Verpflichtungsliste
der Schweiz verfügt. Dabei wurde sowohl auf die „justiziable Klarheit und Detailliertheit der

entsprechenden Bestimmung“ wie aufden „Parteiwillen der Schweiz“ verwiesen (8. 36-9).

97 Urteil des Bundesgerichts vom 14. Juli 1997 in Sachen X. SA gegen Bundesamtfür Landwirt-
schaft und Rekurskommission EVD, (2A.496/1996), E4b, abgedruckt in Müller/Wildhaber,
S. 938.

98 BGE 124 111 277, 284 E2c; BGE 124 111 321, 330f. E2f; siehe auch zwei Entscheide der eidge-

nössischen Rekurskommission für geistiges Eigentum vom 22. September 1997, abgedruckt in
sic! 1997, S. 581, und vom 17. November 1997, abgedrucktin sic! 1998, S. 51.

99 Unveröffentlichtes Urteil des Bundesgerichts vom 3. Oktober 2001 in Sachen Commcare AG

Communications & Networks gegen Swisscom AG (2A.503/2000 und 2A.505/2000), E9.
100 Siehe etwa unveröffentlichtes Urteil des Bundesgerichts vom 26. Juni 2000 in Sachen ARGE

Chienbergtunnel gegen Tiefbauamt bzw. Verwaltungsgericht des Kantons Basel-Landschaft

(2P.4/2000), Eld, abgedruckt in ZBI 2001, 8. 215.
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sich bis heute der ganz überwiegenden Lehrmeinungnicht angeschlossen, wonach in

einem monistisch geprägten System wie der schweizerischen Rechtsordnung nicht

nur der Vorrang des Völkerrechts, sondern auch die direkte Anwendbarkeit von
Staatsverträgen als Grundsatz gelten sollte.'”' Manche Bestimmungen von Freihan-

delsabkommen wie auch des WTO-Rechts weisen zahlreiche justiziable Gehalte auf,

die sich für eine unmittelbare Anwendung durchauseignen. Dazu gehören auch Art.

XXIV GATT 1994 und Art. V GATS. Sie sind richterlicher Beurteilung auch auf

nationaler Ebene durchaus zugänglich. Die Effektivität des WTO-Rechts im Allge-
meinen wie auch die Regeln über die Zulässigkeit regionaler Präferenzabkommen

im Speziellen würde durch die längst fällige Anerkennung der unmittelbaren An-

wendbarkeit erheblich gesteigert. Gleichzeitig scheint — bis zu einem gewissen Grad

— verständlich, wenn sich ein Gericht bei der Behauptung, ein politisch und wirt-

schaftlich bedeutungsvolles Präferenzabkommen sei mit dem WTO-Recht nicht

kompatibel, zurücknimmt und die angemessene (diplomatische) Reaktion darauf der

Exekutive überlässt, welche traditionellerweise die Führungsfunktion in der Außen-

wirtschaftspolitik wahrnimmt und für die Vertretung der schweizerischen Interessen

im Ausland verantwortlich zeichnet.'”” Die nationalen Gerichte haben ihre passende

Rolle in diesem Bereich noch nicht gefunden. Die klassische Ausrichtung der

Rechtsstaatlichkeit auf die Binnenbeziehungen,unter gleichzeitigem Verständnis der

Außenbeziehungenals einer Prärogative der Politik, lässt sich heute kaum mehr auf-

rechterhalten. Hier bestehen Unsicherheiten, die in Theorie und Praxis noch der Be-

arbeitung und Vertiefung bedürfen.

C. Würdigung der regionalen Integration Schweiz — Europäische Union

Die Beurteilung des Acquis Schweiz — Europäische Union im Lichte der WTO-

rechtlichen Rahmenbedingungenfür regionale Präferenzabkommen offenbart kaum

überraschende Resultate. Sowohl im Waren- als auch im Dienstleistungsbereich

birgt das bilaterale Vertragswerk offene Flanken, weil die Voraussetzungen vonArt.

XXIV GATT 1994 und Art. V GATSnicht vollständig erfüllt sind bzw. im Dienst-

leistungsbereich nicht durchwegs Art. H-Ausnahmen existieren. Dies wird im Fol-

genden dargelegt.'"” Dabei wird unter dem Acquis Schweiz — Europäische Union die

Gesamtheit des bilateralen Vertragsnetzes zwischen den beiden regionalen Partnern

verstanden. Dazu gehören rund zwanzig bilaterale Hauptabkommen - einschließlich

des Freihandelsabkommens von 1972 und der bilateralen Verträge von 1999 und

2004 — sowie über hundert weniger bekannte gegenseitige Abmachungen in Form

101 Engelberger, S. 175-232; Jacot-Guillarmod, $. 131; vgl. auch Cottier/Oesch (Unmittelbare
Anwendbarkeit), S. 144-54; Thürer, S. 56-8.

102 Vgl. Art. 184 BV; Oesch (Gewaltenteilung), S. 288-89.

103 Vgl. für eine umfassende Beurteilung der WTO-rechtlichen Kompatibilität der bilateralen Ver-
träge von 1999 Cottier/Panizzon, S. 63-76.
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von Sekundärabkommen.'”* Alle diese rechtlich relevanten Instrumente formen das

Vertragswerk, welches die für eine WTO-rechtliche Beurteilung relevante Grundla-

ge bildet. Dabei spielt keine Rolle, dass die verschiedenen Abkommen und Zusatz-

vereinbarungen ein überaus unübersichtliches und wenig systematisch aufgebautes

Gesamtwerk darstellen, das überdies in keinen institutionellen Rahmeneingebunden

ist und scheinbar eine kohärente und wirksame Gesamtkonzeption und -koordination

vermissen lässt.
Die rechtliche Einschätzung, wonach der Acguis die Voraussetzungen des WTO-

Rechts nicht durchwegs erfüllt, widerspricht derjenigen des Bundesrates, der die

WTO-Kompatibilität des bilateralen Vertragswerks in der Botschaft zur Genehmi-

gung der bilateralen Abkommen von 1999 — zumindest summarisch — geprüft und

durchwegs bejaht hat.'"° Diese bundesrätliche Konklusion vermag nicht zu überra-

schen, ist es doch kaum die Aufgabe einer nationalen Regierung, andere WTO-

Mitglieder auf allfällige rechtliche Angriffsflächen aufmerksam zu machen.

I. Warenhandel

Der Warenhandel zwischen der Schweiz und der Europäischen Unionist für Indust-

riegüter umfassend liberalisiert, während für den Handel mit landwirtschaftlichen

Gütern bis heute nur partiell gegenseitige Präferenzen existieren.

l. Regionale Liberalisierung

Das Freihandeisabkommen von 1972 beseitigt tarifäre und nichttarifäre Handels-

hemmnisse im Bereich der Industriegüter praktisch vollständig.” Sein Deckungsbe-

reich umfasst grundsätzlich alle Produkte der Kapitel 25-99 des für beide Vertrags-

parteien gültigen Zolltarifschemas, das auf dem Harmonisierten System zur Be-

zeichnung und Coding der Waren beruht.'” Für die von der(teilweise schrittweisen)

Liberalisierung erfassten Produkte ist die Einführung neuer Zölle wie auch men-

104 Vgl. dazu Europabericht 2006 des Bundesrates vom 28. Juni 2006, BBl 2006 6815, 6833; ‚Das

Verhältnis der Schweiz zur EU im Wandel: Gefahr der Selbstüberschätzung bei stetig schwä-

cherer Stellung‘, in: Neue Zürcher Zeitung vom 10. Juli 2006, S. 7; für eine umfassende Über-

sicht und Bewertung der bilateralen Beziehungen aus der Perspektive der Schweiz Cot-

tier/Oesch (International Trade Regulation), S. 313-43.

105 Botschaft des Bundesrates(zit. in Fn. 9), BBI 1999 6128, 6430-35.

106 Siehe zu den (wenigen und praktisch kaumrelevanten) Ausnahmen Botschaft des Bundesrates
an die Bundesversammlung vom 16. August 1972 über das Abkommen zwischen der Schwei-

zerischen Eidgenossenschaft und den Europäischen Gemeinschaften, BBl 1972 653, 673;
<http://www.europa.admin.ch> und den Link zu den erläuternden Texten zum Freihandelsab-

kommen von 1972.
107 Siehe für das Harmonisierte System (SR 0.632.11), das im Rahmen der Weltzollorganisation

entwickelt wurde, etwa Cottier/Oesch (International Trade Regulation), S. 596-98.
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genmäßiger Beschränkungen oder wirkungsgleicher Maßnahmen verboten. Der

Landwirtschaftshandel wurde infolge des traditionell stark ausgeprägten Agrarpro-

tektionismus beider Vertragsparteien vom Geltungsbereich des Freihandelsabkom-

mens indessen praktisch vollständig ausgeklammert.'”® Zwar sah eine Evolutivklau-
sel in Art. 15 angemessene Liberalisierungsanstrengungen vor, doch blieben ent-

sprechendeInitiativen wenig erfolgreich. Auch das Abkommen über die Landwirt-

schaft von 1999 brachte keine substantielle Liberalisierung des gegenseitigen Han-

dels.'® Immerhin vereinfacht es den grenzüberschreitenden Handel durch die Besei-
tigung gewisser nichttarifärer Hemmnisse (gegenseitige Anerkennung von techni-

schen Vorschriften in den Bereichen Veterinärmedizin, Pflanzenschutz, biologische
Landwirtschaft und von Qualitätsnormen etwa für Früchte und Gemüse) und erleich-

tert den Marktzutritt durch reduzierte Zölle in ausgewählten Bereichen. So werden
Zölle für Käse ab Anfang 2007 ganz abgeschafft. Überdies gewährt die Schweiz ta-

rifäre Privilegien für gewisse Früchte und Gemüse in der nicht bewirtschafteten

Wintersaison sowie für einzelne nicht in der Schweiz hergestellten Produkten, wie
etwa Olivenöl. Frischfleisch, Weizen oder Milch sind vom Zollabbau hingegen aus-

genommen. Wiederum enthält das Abkommen in Art. 13 eine Evolutivklausel, wo-

nach sich die Parteien verpflichten, „ihre Bemühungen fortzusetzen, um den Handel

mit Agrarerzeugnissen schrittweise weiter zu liberalisieren.“

Auch die nächsten Etappen bilateraler Annäherungdrehten sich nur am Rande um

die weitere Liberalisierung des gegenseitigen Agrarhandels. Immerhin konnte in den

Verhandlungen zu den Bilateralen II im Jahr 2004 ein weiterer (kleiner) Marktöff-

nungsschritt im Bereich der verarbeiteten Landwirtschaftsprodukte erreicht werden.

Dabei handelt es sich um Erzeugnisse der Nahrungsmittelindustrie. Solche Produkte

nehmen eine Sonderstellung zwischen Industrie und Landwirtschaft ein, insofern sie

sowohlaus einem landwirtschaftlichen Rohstoffteil als auch aus einem industriellen

Verarbeitungsteil bestehen. Ihre zolltarifäre Behandlung wird durch das Protokoll

Nr. 2 zum Freihandelsabkommen von 1972 geregelt.''" Während die Zölle auf dem

industriellen Anteil dieser Produkte bis ins Jahr 1977 schrittweise aufgehoben wur-

den, gilt für den Agrarrohstoff bis heute ein komplizierter Preisausgleichsmecha-

nismus. Damit soll der Nachteil teilweise hoher Preisdifferenzen für Agrarrohstoffe

mittels Zöllen und Exportsubventionen ausgeglichen werden. Der Preisausgleichs-

mechanismus wurde mit dem Abkommen über die verarbeiteten Landwirtschafts-

produkte von 2004 vereinfacht. Ebenso wurde der Geltungsbereich des Protokolls

Nr. 2 ausgedehnt; neu umfasst es unter anderem auch Ergänzungsnahrungsmittel,

Phytopharmaka, Röstkaffee, löslichen Kaffee und Spirituosen. "'

108 Botschaft des Bundesrates(zit. in Fn. 106), BBI 1972 653, 693-96.

109 Vgl. Botschaft des Bundesrates(zit. in Fn. 9), BBl 1999 6128, 6149-50.

110 Vgl. Botschaft des Bundesrates(zit. in Fn. 107), BBl 1972 653, 685-87.
111 Vgl. Botschaft des Bundesrates zur Genehmigung der bilateralen Abkommen zwischen der

Schweiz und der Europäischen Union,einschliesslich der Erlasse zur Umsetzung der Abkom-

men(„Bilaterale II‘) vom I. Oktober 2004, BBl 2004 5965, 5996-97.
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2. Fazit: Achillesferse Landwirtschaft

Insgesamt sieht sich der Handel mit landwirtschaftlichen Gütern zwischen der

Schweiz und der Europäischen Union nach wie vor mit beträchtlichen tarifären und

nichttarifären Schranken konfrontiert. Beide Vertragsparteien räumen innenpolitisch

dem Schutz der einheimischen Agrarwirtschaft einen hohen Stellenwert ein. Diese
Maxime dringt ebenso außenwirtschaftspolitisch durch. Dies zeigt sich nicht nur in

den stark protektionistisch orientierten Positionen der Schweiz und der Europäi-

schen Union in der mittlerweile sistierten Doha Runde, sondern auch im bilateralen

Verhältnis.''” Auch wenn der gegenseitige Marktzugang im Agrarbereich sukzessive

— zumindest punktuell — verbessert und erleichtert wordenist, hat er bis heute keine
substantielle Liberalisierung erfahren.

Dies hat Auswirkungen auf die Beurteilung der WTO-rechtlichen Kompatibilität

des bilateralen Vertragswerks im Licht von Art. XXIV GATT 1994. Der Bundesrat
bejahte diese im Anschluss an die Aushandlung des Abkommens über die Landwirt-
schaft von 1999 insofern, „als [dieses Abkommen] den im Freihandelsabkommen

von 1972 vereinbarten zollpräferentiellen Marktzutritt für bestimmte Agrarprodukte
wesentlich ausdehnt und mit weiterführenden Bestimmungen und Erleichterungen
im nichttarifären Bereich ergänzt.“''” In der Botschaft zum Abkommen über die
verarbeiteten Landwirtschaftsprodukte von 2004 führte der Bundesrat sodann aus:
Mit diesem Abkommen „wird der Freihandel im Sinne der Verpflichtungen der
Schweiz aus den WTO-Übereinkommen, namentlich denjenigen für präferentielle
Abkommen(Art. XXIV GATT94), ausgeweitet.“''* In der Tat wurde im Rahmen
der verschiedenen Etappen des bilateralen Vertragsnetzes (Freihandelsabkommen,
Bilaterale 1, Bilaterale II) der Handel mit Agrarprodukten schrittweise liberalisiert.
Trotzdem genügen die bis anhin vereinbarten punktuellen Zollreduktionen den An-
forderungen von Art. XXIV GATT 1994 nicht. Es verbleiben bedeutende Handels-
hemmnisse im tarifären und nichttarifären Bereich.''” Die Abschaffung interner
Handelsbarrieren muss aber für annähernd den gesamten Handel geschehen. Der
Appellate Body hat im Urteil zur Streitsache Turkey - Textile and Clothing Products
grundlegend ausgeführt, dass diese „substantially all the trade“-Voraussetzung so-
wohl eine quantitative als auch eine qualitative Betrachtungsweise erfordere.''® Da-
mit fehlen dem bilateralen Acguis wesentliche Eigenschaften eines Freihandelsab-
kommens. Diese Folgerung drängt sich auf, auch wenn gewisse Ausnahmenvonei-
ner vollständigen Liberalisierung möglich bleiben, wie der Appellate Body im glei-

112 Siehe zu den Agrarverhandlungen in der Doha Runde und den diversen Verhandlungsallianzen
etwa Wasescha, S. 10-2.

113 Botschaft des Bundesrates(zit. in Fn. 9), BBl 1999 6128, 6432.

114 Botschaft des Bundesrates(zit. in Fn. 111), BBl 2004 5965, 6007,

115 Der Vollständigkeit halber sei erwähnt, dass die Voraussetzung, wonach die Binnenliberalisie-

rung nicht zu Lasten Dritter erfolgen dürfe, vorliegend erfüllt ist. Der bestehende Agrarschutz
wird anderen WTO-Mitgliedern gegenübernicht erhöht.

116 Siehe oben B.Il.2.a).
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chen Urteil festgehalten hat: „It is clear, though, that ‚substantially all the trade‘ is

not the same as all the trade, and also that ‚substantially all the trade‘ is something

considerably more than merely some of the trade.«!I7 Ab einem gewissen Liberali-

sierungsgrad ‚kippt‘ folglich die rechtliche Einschätzung, und ein regionales Präfe-

renzabkommen wird mit Art. XXIV GATT 1994 vereinbar. Die rechtlich notwendi-

ge Qualität und Quantität erfüllt der bilaterale Acquis aber (noch) nicht. Nur eine

substantielle Beseitigung aller Handelshemmnisse auch im Landwirtschaftsbereich

ist mit Art. XXIV GATT 1994 kompatibel."

Damit bietet das bilaterale Vertragswerk zwischen der Schweiz und der Europäi-

schen Union im Warenhandel eine nicht zu unterschätzende Angriffsfläche. Dritt-

staaten öffnet sich im Rahmen der WTO die Möglichkeit, gestützt auf das Prinzip

der Meistbegünstigung gemäß Art. I GATT 1994 unverzüglich und bedingungslos

die gleichen Präferenzen zu beanspruchen, wie sie bereits bilateral gewährt werden.

Grosse und leistungsfähige Agrarexporteure werden primär an einem besseren Zu-

gang zum gemeinschaftlichen Markt interessiert sein, während das Risiko für den

kleinen Schweizer Markt gering scheint.''” Vor diesem Hintergrundist die gemein-

same Initiative der Schweiz und der Europäischen Union, die Aushandlung eines

umfassenden Freihandelsabkommens auch im Bereich der Landwirtschaft zu prüfen,

begrüßenswert. Zurzeit laufen exploratorische Gespräche.'”” Aus wirtschaftlicher

Sicht scheint eine umfassende Liberalisierung für beide Vertragspartner vorteilhaft

und wünschenswert.'?! Aus praktischer Sicht stellte die Ausweitung des bilateralen

Freihandels auf alle Agrarprodukte vor allem aus schweizerischer Perspektive die

konsequente Weiterführung des eingeschlagenen europapolitischen Wegs des Bila-

teralismus dar.'”? Aus rechtlicher Sicht stünde für beide regionalen Partner die Ge-

wissheit im Vordergrund, dass nur die vollständige Liberalisierung des Handels

auch mit landwirtschaftlichen Gütern (unter Einschluss aller Stufen der ernährungs-

wirtschaftlichen Produktionskette sowie der Beseitigung auch von nichttarifären

Handelshemmnissen) die Vereinbarkeit des bilateralen Vertragswerks mit Art.

XXI1V GATT 1994 zweifelsohne garantiert.

117 WTO Appellate Body, Turkey — Restrictions on Imports of Textile and Clothing Products,
WT/DS34/AB/R, Rz. 48.

118 Ebenso Cottier/Panizzon, S. 65; Cottier (Bilaterale Ära), S. 103.
119 Cottier/Panizzon, 8. 65.

120 Während die Kommission seit 2003 über ein entsprechendes Verhandlungsmandat verfügt, hat

der Bundesrat am 28. Juni 2006 der Aufnahmeexploratorischer Gespräche zugestimmt.

121 So etwa Chavaz, S. 14-6.
122 Chavaz, S. 16; siehe für eine Beurteilung der schweizerischen Agrarpolitik im Licht der inter-

nationalen Marktöffnung Hauser, S. 32-6.
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U. Dienstleistungshandel

Im Bereich des Dienstleistungshandels bestehen zwischen der Schweiz und der Eu-

ropäischen Union eine Reihe von punktuellen Privilegierungen. Der Versuch einer

systematischen Bestandsaufnahme gestaltet sich aufgrund der Vielzahl solcher regi-

onaler Präferenzen sehr schwierig. Im Folgenden wird versucht, eine summarische

Übersicht über den Stand der gegenseitigen Liberalisierung zu geben und Anhalts-

punkte für die Beurteilung ihrer WTO-rechtlichen Zulässigkeit zu liefern.

l. Regionale Liberalisierung

Das Freihandelsabkommen von 1972 hat den Dienstleistungshandel vollständig aus-

geklammert; sein Geltungsbereich umfasst grundsätzlich nur industrielle Güter.'”

Der Dienstleistungsbereich stellte sodann ein prominentes Dossier im Rahmen der
Verhandlungen der bilateralen Vertragspakete von 1999 und 2004 dar, wobei das

damalige Ziel darin bestand, einen gegenseitigen diskriminierungsfreien Zugang zu

den Dienstleistungsmärkten auf der Grundlage des gemeinschaftsrechtlichen Acquis

Conmunautaire zu erreichen. Aufgrund zahlreicher offener Fragen und inhaltlicher

Differenzen wurden die Verhandlungen 2003 jedoch unterbrochen und ruhen seit-

her. Der Abschluss eines umfassenden Dienstleistungsabkommen verbleibt vorder-

hand - in der Sprache der Diplomaten - ein ‚left-over‘.'”*
Daneben umfasst der Acguis Schweiz — Europäische Union eine unüberblickbare

Vielzahl von punktuellen gegenseitigen Gewährleistungen im Dienstleistungsbe-

reich. Bereits Mitte des 19. Jahrhunderts zeugte eine Reihe von Freundschafts-,
Handels- und Niederlassungsverträgen zwischen der Schweiz und einzelnen europä-

ischen Staaten von einer gewissen Annäherung im Bereich der Aufenthalts- und

Niederlassungsrechte und damit indirekt der grenzüberschreitenden Erbringung von

Dienstleistungen.'” Auch die Revidierte Rheinschiffahrts-Akte zwischen Baden,

Bayern, Frankreich, Hessen, den Niederlanden und Preußen, welcher auch die

Schweiz beigetreten ist, stammt aus jener Zeit und regelt bis heute den Zugang

kommerzieller Schifffahrt zum Rhein von Basel bis ins offene Meer.'”° Darüber hin-

aus existieren weitere Abkommen zwischen der Schweiz und individuellen EU-

Mitgliedstaaten, die punktuell den Handel mit Dienstleistungen zum Inhalt haben.'”’

123 Vgl. Botschaft des Bundesrates(zit. in Fn. 106), BBI 1972 653, 673; Cottier/Desch (Internati-

onal Trade Regulation), S. 843.

124 Siehe Europabericht 2006 des Bundesrates(zit. in Fn. 104), BBl 2006 6815, 6836.

125 Siehe etwa Freundschafts-, Handels- und Niederlassungsvertrag zwischen der Schweizerischen

Eidgenossenschaft und Ihrer Majestät der Königin des Vereinigten Königreichs von Großbri-

tannien und Irland vom 6. September 1855, SR 0.142.113.671; solche Verträge sind bis heute
gültig, werden aber äusserst restriktiv ausgelegt, siche etwa BGE 106 Ib 125.

126 SR 0.747.224.101; siehe dazu Cottier/Oesch (International Trade Regulation), S. 841-42.

127 Siehe für eine Übersicht Cottier/Oesch (International Trade Regulation), S. 844.
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Im Bereich der Finanzdienstleistungen wurde 1989 das Abkommen zwischen der

Schweizerischen Eidgenossenschaft und der EWG betreffend die Direktversicherung

mit Ausnahme der Lebensversicherung abgeschlossen.'”® Diverse bilaterale Ab-

kommen des Gesamtpakets von 1999 enthalten schließlich gegenseitige Privilegien

für den tertiären Wirtschaftssektor. Dazu gehören das Freizügigkeitsabkommen, das

Luftverkehrsabkommen sowie das Landverkehrsabkommen.

2. Fazit: Achillesferse Art. II Abs. 2 GATS-Ausnahmen

Die Schweiz und die Europäische Union haben im Dienstleistungsbereich bis heute

bewusst keine vertiefte regionale Integration angestrebt. Die punktuellen gegenseiti-

gen Präferenzen qualifizieren nicht als regionales Präferenzabkommen im Sinne von

Art. V GATS. Ein solches müsste einen beträchtlichen sektoralen Geltungsbereich

aufweisen, was für den derzeitigen Liberalisierungsgrad des Acquis Schweiz — Eu-

ropäische Union zweifelsohne nicht zutrifft.'”” Damit entfällt von vorneherein die

Möglichkeit, allfällige Ausnahmen von der Meistbegünstigung durch Rekurs auf

Art. V GATSzu rechtfertigen. Damit verbleiben potentiell zwei Argumentationsli-

nien, weshalb eine bilaterale Privilegierung gleichwohl zulässig ist und auch beiei-

ner Geltendmachung durch ein anderes WTO-Mitglied nicht automatisch ‚multilate-

ralisiert‘ werden muss.

« Zum einen sind gewisse Dienstleistungssektoren vom Geltungsbereich des

GATS - und damit auch von der umfassenden Verpflichtung der Meistbegüns-

tigung — ausdrücklich ausgenommen. Dies trifft etwa auf den verkehrsrechtli-
chen Teil im Bereich der Luftfahrt (traffic rights) zu.'” Das GATS-Regelwerk

anerkennt damit, dass die Luftfahrt in Bezug auf den Marktzugang traditionel-

lerweise durch einen auf Reziprozität beruhenden Bilateralismus geprägt ist.’
Damit werden etwa die zentralen Bestimmungen des Luftverkehrsabkommens

von 1999 über die Verkehrsrechte (Art. 2 und 15) vom GATSnicht erfasst.

e Zum anderen ist möglich, dass Dienstleistungen, die vom GATSerfasst werden,

als Ausnahmen von der Meistbegünstigung gemäß Art. IE Abs. 2 GATS Auf-

128 SR 0.961.1; siehe dazu Cottier/Oesch (International Trade Regulation), S. 873.

129 Siehe zu den Voraussetzungen von Art. V GATS oben B.ll.2.b).
130 Vgl. Ziff. 2 lit. a des Anhangs zu Luftverkehrsdienstleistungen. Diese Ausnahme vom Gel-

tungsbereich des GATS gilt allerdings nur für Dienstleistungen in unmittelbaren Zusammen-
hang mit Verkehrsrechten, siehe dazu sowie einer entsprechenden Würdigungdesbilateralen

Luftfahrtsabkommens von 1999 Cottier/Panizzon, S. 70-2.

131 Luftverkehrsrechte werden heute primär im Übereinkommen vom 7. Dezember 1944 überdie
internationale Zivilluftfahrt (Chicago-Übereinkommen; SR 0.748.0) geregelt. Immerhin stellt

der GATS-Anhang zu Luftverkehrsdienstleistungen in Ziff. 5 die Verpflichtung auf, in weite-
ren Verhandlungen zusätzliche Gebiete des Luftverkehrs unter das GATS zu stellen; siehe zum
Inhalt des Luftverkehrsabkommens etwa Botschaft des Bundesrates (zit. in Fn. 9), BBl 1999

6128, 6150.
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nahme in die nationalen Verpflichtungslisten gefunden haben. Diestrifft etwa —

um im Bereich des Luftverkehrs zu bleiben - auf computergesteuerte Buchungs-

systeme zu. Die Schweiz wird in diesem Bereich gemäß Anhang zum Luftver-

kehrsabkommen den EG-Mitgliedstaaten gleichgestellt. Da sowohl die Schweiz

als auch die Europäische Union im Zeitpunkt der Uruguay Runde computerge-

steuerte Buchungssysteme ausdrücklich in ihre Art. H-Ausnahmeliste aufge-

nommenhaben, bleibt die gegenseitige Privilegierung zulässig.'”” Für andere bi-

lateral gewährte Privilegierungen besteht hingegen keine ausdrückliche Art. U-

Ausnahme. Dies trifft etwa auf den Zugang zum Markt der Bodenabfertigungs-

dienste auf Flughäfen zu, der durch das Luftverkehrsabkommen gegenseitig

eingeräumt wird.'” Eine ausschließliche Beschränkung dieser Privilegierung

auf Dienstleistungsanbieter aus der Schweiz oder der Europäischen Union ver-

langte eine ausdrückliche Ausnahme in den jeweiligen Art. II-Ausnahmelisten.

Weder die EG-Liste noch diejenige der Schweiz sehen in diesem Bereich aber
eine Ausnahmevor.'”* Damit fehlt für eine bilaterale Privilegierung eine ent-

sprechende Rechtfertigung, und andere WTO-Mitglieder können durch Verweis
auf Art. II GATS grundsätzlich die Einräumung desselben Rechts auf Marktzu-

tritt verlangen. Eine umfassende Analyse sämtlicher gegenseitiger Privilegie-

rungen in Dienstleistungsbereich brächte wohl noch mehrere bilaterale Markt-

zugangsrechte zu Tage, welche zwar vom Geltungsbereich des GATS erfasst,

aber nicht durch eine entsprechende Art. II-Ausnahme gedeckt werden.

Diese Beispiele zeigen, dass der Acguis Schweiz — Europäische Union auch im

Dienstleistungsbereich Angriffsflächen bietet. Punktuell besteht latent eine gewisse

Gefahr, von anderen WTO-Mitgliedern behelligt zu werden und alsdann die gewähr-

ten Präferenzen entweder zu multilateralisieren oder auch im bilateralen Verhältnis

aufzuheben. Ein probates Allerwelts-Heilmittel steht nicht zur Verfügung. Es ist

mittlerweile nicht mehr möglich, problematische Gewährleistungen im bilateralen

Verhältnis durch Art. II-Ausnahmen abzusichern. Die existierenden Ausnahmen

sind im Rahmen derzurzeit sistierten Doha Runde überdies Gegenstand der laufen-

den Verhandlungen. So ist durchaus vorstellbar, dass andere Mitglieder mit dem

132 Siehe Switzerland — Final List ofArticle IE (MFN) Exemptions, GATS/EL/83 of 15 April 1994;

European Communities and their Member States — Final List ofArticle H (MFN) Exemptions,

GATS/EL/31 of 15 April 1994; die Listen sind unter <http://www.wto.org> und dem Link zu

GATS einsehbar; siehe für eine Übersicht der Art. II-Ausnahmen der EG und der Schweiz

Senti (WTO), Rz. 1230-31. Eine Art. II-Ausnahme besteht etwa ausdrücklich auch für die Pri-
vilegien im Rahmen der oben erwähnten Revidierten Rheinschiffahrts-Akte zwischen Baden,

Bavern, Frankreich, Hessen, den Niederlanden und Preussen aus dem Jahre 1868.

133 Vgl, Richtlinie 96/67 des Rates vom 15. Oktober 1996 über den Zugang zum Markt der Bo-

denabfertigungsdienste auf den Flughäfen der Gemeinschaft (Anhang zum Luftverkehrsab-
kommen). Die Botschaft äussert sich nicht zu diesen Erwägungen, sondern qualifiziert das

l.uftverkehrsabkommenpauschal als mit den WTO-Rechtvereinbar, siehe Botschaft des Bun-

desrates (zit. in Fn. 9), BBl 1999 6128, 6433.

134 Ebenso Cottier/Panizzon, S. 73.
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Begehren an die Schweiz oder die Europäische Union herantreten, existierende Aus-

nahmen aufzuheben. Je nach wirtschaftlicher Relevanz wird sich die Schweiz oder

die Europäische Union entsprechend gesprächsbereit zeigen oder nicht. Es ist zurzeit

nicht klar, ob und — wenn ja — in welcher Form die Doha Runde ihren Fortgang

nimmt und es zu einem befriedigenden Abschluss auch im Rahmen des Dienstleis-

tungsbereichs kommt. Auch existierende Art. II-Ausnahmenstellen ‚normale‘ Ver-

handlungsgegenstände dar, über welche auf der Basis des do ut des verhandelt wird
und für deren Beibehaltung unter Umständen andere Zugeständnisse erwartet wer-

den. Auch im Rahmender Dienstleistungen bestünde — analog zum Warenhandel —

die vorteilhafteste Form der gegenseitigen Annäherung in einem umfassendenregi-

onalen Präferenzabkommen, das im Einklang mit Art. V GATS einen beträchtlichen

sektoralen Geltungsbereich aufwiese und folglich als umfassende Rechtfertigung für

bilaterale Privilegierungen diente.'” Zurzeit machen die Schweiz und die Europäi-
sche Union aber keine ernsthaften Anstalten, die Aushandlung eines umfassenden

Dienstleistungsabkommenzu prüfen.'*

D. Exkurs: WTO-Streitbeilegung zwischen regionalen Partnern

Eine verwandte, wenn auchnicht direkt mit der WTO-Kompatibilität von Präferenz-

abkommen und der Durchsetzbarkeit der Meistbegünstigung zusammenhängende

Frage zielt auf die Anwendbarkeit des WTO-Streitbeilegungsverfahrens zwischen

zwei Vertragsparteien eines regionalen Präferenzabkommens. Diese Frage gewinnt

insbesondere in denjenigen Konstellationen regionaler Integration an praktischer

Aktualität, in denen kein justizförmig ausgestalteter Streitbeilegungsmechanismus

existiert und die Parteien vornehmlich auf diplomatisch-politische Formen der

Streiterledigung verwiesen werden.

I. Imbilateralen Verhältnis Schweiz — Europäische Union

Diestrifft offenkundig auf den Acquis Schweiz — Europäische Union zu, wo eine

Vielzahl von Gemischten Ausschüssen als Forum für die Überwachung des ord-

nungsgemäßen Funktionierens der verschiedenen Verträge sowie für die Lösungall-

fälliger Probleme dient.'”’ Dabei entscheiden die Vertragsparteien regelmäßig „im

135 Vgl. zu den verschiedenen Optionen im Dienstleistungsbereich auch Cottier (Bilaterale Ära),
S. 103-6.

136 Ebenso wenig bestehen zurzeit (mit Ausnahme der Elektrizität) Bestrebungen einer sektoriel-

len Annäherung, siehe Europabericht 2006 des Bundesrates(zit. in Fn. 104), BBl 2006 6815,
6836.

137 Von den 30 gemischten Ausschüssen, die im bilateralen Verhältnis zwischen der Schweiz und
der Europäischen Union existieren, sind zurzeit rund 20 aktiv, siehe ‚Das Verhältnis der

Schweiz zur EU im Wandel‘, in: Neue Zürcher Zeitung vom 10. Juli 2006, S. 7.
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gegenseitigen Einvernehmen, also einstimmig.“”® Dies gilt auch im Bereich der

Streitbeilegung, wozu der Bundesrat im Europabericht 2006 sybillinisch erklärt:

„Neben der Überwachung der Anwendung der Abkommen und der verschiedenen

gesetzgeberischen Anpassungen beinhaltet die Verwaltung der Abkommen auch die

Beilegung verschiedener Probleme, die in diesem Rahmenauftreten können.“'” Die

Ausschüsse krankenstrukturell an der Schwerfälligkeit des Konsenserfordernisses.

Eigentliche Klagemöglichkeiten und ein zügiges, gerichtsförmiges Streitbeilegungs-

verfahren kennt der Acguis Schweiz — Europäische Union nicht. Interessanterweise

wurde die Schaffung eines obligatorischen Schiedsverfahrens von der Schweiz be-

reits in den Verhandlungen zum Freihandelsabkommen von 1972 „mit Nachdruck“

verfochten, von der damaligen EWG aus Systemgründen aber verworfen.'”

Grundsätzlich verbietet der gemeinsame Acquis der Schweiz und der Europäi-

schen Unionnicht, allfällige Ansprüche gegeneinander im Rahmen des WTO-Streit-

beilegungsverfahrens durchzusetzen. Das bilaterale Recht schließt ein solches Vor-
gehen mit einer Ausnahme nicht aus. Diese betrifft den Bereich der Bekämpfung der

Rinderseuche BSE undfindet sich im Anhang zum Landwirtschaftsabkommen von

1999. Eine gemeinsame Erklärung verbietet als /ex specialis der Schweiz einseitig

(!) eine Klageanhebung vor der WTO.'” An anderer Stelle wird das WTO-Recht

hingegen ausdrücklich vorbehalten.'** Rechtliche Anstände zwischen der Schweiz

und der Europäischen Union könnenfolglich durchaus vor das WTO-Streitbeile-

gungsverfahren gebracht werden.'*” Eine Einschränkungergibtsich einzig durch die

Umschreibung der Klagemöglichkeiten vor einem WTO-Panel oder dem Appellate

Body. Diese beurteilen gemäß Art. 1 DSUStreitigkeiten, die sich aus der richtigen

Auslegung und Anwendung von WTO-Rechtergeben.'* In der Praxis bedeutetdies,

dass eigentliche Ansprachen aus Präferenzabkommen in einem WTO-Streitbei-

legungsverfahren nur indirekt relevant sein können. Zwei Konstellationen stehen

dabei im Vordergrund. Zum einen ist möglich, Rechte und Pflichten aus einem Prä-

ferenzabkommen vorfrageweise zur Sprache zu bringen.‘ Diesfalls kommt einer

138 Botschaft des Bundesrates(zit. in Fn. 9), BBl 1999 6128, 6157, zu den gemischten Ausschüs-
sen im Rahmender BilateralenI; vgl. auch Art. 30 des Freihandelsabkommens von 1972.

139 Europabericht 2006 des Bundesrates(zit. in Fn. 104), BBl 2006 6815, 6833.

140 Botschaft des Bundesrates(zit. in Fn. 106), BBl 1972 653, 668.

141 Gemeinsame Erklärung zum Anhang 11 betreffend veterinärhygienische und tierzüchterische

Massnahmen im Handel mit lebenden Tieren und tierischen Erzeugnissen, vgl. offizielle Text-

ausgabe der sektoriellen Abkommen vom 21. Juni 1999, S. 457; kritisch zu dieser Ausnahme
auch Cottier/Evtimov (Sektorielle Abkommen), S. 188.

142 Vgl. Art. 15 des Abkommens über bestimmte Aspekte des öffentlichen Beschaffungswesens
vom 21. Juni 1999,

143 Ebenso Cottier/Evtimov (Sektorielle Abkommen), S. 187-88; dies. (Präferentielle Abkom-
men), S. 497; Cottier/Panizzon, 5. 59.

144 Unter das relevante WTO-Rechtfallen das WTO-Übereinkommen, GATT 1994 und die ange-

hängten multilateralen Handelsübereinkommen, GATS, TRIPs sowie die plurilateralen Han-

delsübereinkommen. Nicht unter die Regeln des DSUfallen etwa die Bestimmungen des Me-
chanismus zur Überprüfung der Handelspolitik.

145 Cottier/Panizzon, 5. 60.
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regionalen Integration und ihrem Regelwerk im Rahmen der Sachverhaltermittlung

und -würdigung eine gewisse Bedeutung zu.'” Zum anderen steht den regionalen

Präferenzpartnern offen, einen Anspruch aus dem bilateralen Vertragswerk in einen

WTO-rechtlichen ‚umzuformulieren‘ und sodann die Durchführung eines WTO-

Streitbeilegungsverfahrens zu initiieren. Eine solche ‚Umformulierung‘ soll im Fol-
genden anhandeines praktischen Beispiels kurz illustriert werden.

II. Beispiel: Re-Exporte aus der Schweiz

Im März 2004 lieferten sich die Schweiz und die Europäische Union einen diploma-
tischen Disput, der sich um die einseitige Einführung von Zöllen durch die Europäi-
sche Union auf Re-Exporte aus der Schweiz drehte.'*’ Neu sollten Waren mit be-
glaubigtem EU-Ursprung bei der Wiedereinfuhr aus der Schweiz in die Gemein-
schaft mit dem normalen Drittland-Zollsatz belastet werden, auch wenn sie in der
Schweiz nicht be- oder verarbeitet wurden und sich damit an ihrem (ursprünglichen)
EU-Ursprung nichts änderte. Die Rechtmäßigkeit dieser Praxisänderung war um-
stritten. Die rechtlichen Diskussionen drehten sich im Wesentlichen um die korrekte
Auslegung des Protokolls Nr. 3 (Ursprungserzeugnisse) zum Freihandelsabkommen
von 1972.'* Schon bald zeichnete sich ab, dass eine solche Praxisänderung für ge-
wisse schweizerische Firmen wirtschaftlich verheerende Konsequenzen haben wür-
de.

Da die Europäische Union in einer ersten Phase keine Anstalten zeigte, von ihrem
Standpunkt der Zulässigkeit der Verzollung solcher Re-Exporte abzuweichen, und
das Freihandelsabkommen von 1972 keine gerichtsförmige Streitbeilegung zur Ver-
fügungstellte, um die Sachlage autoritativ zu beurteilen, ‚drohte‘ die Schweiz mit
der Durchführung eines WTO-Verfahrens gegen die Europäische Union. Ein Streit-
beilegungserfahren vor der WTO wäre — zumindest nach schweizerischer Lesart —
möglich geworden, weil die Schweiz vorbrachte, die plötzliche Praxisänderung ver-
letze nicht nur das bilaterale Freihandelsabkommen von 1972, sondern bedeute -
zumindest teilweise — auch eine Verletzung von WTO-Recht. Konkret fasste die
Schweiz eine Nichtverletzungsbeschwerde (non-violation complaint) gemäß Art.
XXIN Abs. 3 GATS ins Auge, weil die Europäische Union die legitimen Erwartun-
gen der Schweiz auf einen Handelsvorteil mit der Praxisänderung nachträglich und
nicht voraussehbar wieder zunichte gemacht habe. Diese Beschwerdeform schützt
die legitimen Erwartungen eines Mitglieds im Nachgang zur Aushandlung von
Marktzugang in einem spezifischen Bereich, ohne dass formell eine Verletzung ei-

146 Siehe dazu umfassend Oesch (Standards of Review), S. 224-29,
147 Siehe dazu etwa Interview mit Luzius Wasescha, ‚Wir werden zusehends Probleme bekom-

men‘, in: Neue Zürcher Zeitung am Sonntag, 18. April 2004, S. 11.
148 SR 0.632.401.3.
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ner Bestimmung des WTO-Rechts geltend gemacht wird.'” Die Schweiz argumen-

tierte, dass die Europäische Union in der Uruguay Runde im Bereich des Groß- und

Einzelhandels (Wholesale and Retail Trade Services) umfassende Zugeständnisse

für den Erbringungsmodus I gemäß Art. 1 Abs. 2 lit. aGATS (grenzüberschreitende
Erbringung) gemacht habe und die Schweizer Dienstleistungserbringer darauf ver-

trauen durften, aufgrund der jahrzehntelangen, unangefochtenen Praxis der Zollfrei-

heit für re-exportierte Waren aus der Schweiz auch weiterhin zu einem unbeschränk-

ten Zugang zum europäischen Markt berechtigt zu sein.'”° Diese legitime Erwartung

sei durch die plötzliche und nicht voraussehbare Praxisänderung — auch wenn da-

durch formell keine Bestimmung des GATS verletzt werde — enttäuscht worden. Die

inhaltlichen Meriten dieser Argumentation waren umstritten. Schließlich wurde der

Disput einvernehmlich gelöst, ohne dass die Schweiz ihn überhaupt in Genf notifi-

ziert und die Aufnahme von obligatorischen Konsultationen beantragthatte.

Interessant bleibt die Beobachtung, dass sich die Schweiz mit Blick auf das Feh-
len eines griffigen, unabhängigen Streitbeilegungsverfahrens im bilateralen Verhält-

nis entschied, ihr prozessuales Heil zumindest drohungsweise in Genf zu suchen,

obwohl sich die Streitsache primär und ursprünglich um eine Frage der richtigen

Auslegung des Freihandelsabkommens von 1972 und seinem Protokoll Nr. 3 drehte.

Esist keineswegs ausgeschlossen, dass sich ein solches ‚forum shopping‘ in Zukunft
wiederholt. Während der Disput um die Verzollung von Re-Exporten heikle und

schwierige ‚Umformulierungsfragen‘ beinhaltete, wird dies bei anderen potentiellen

Streitigkeiten deutlich einfacher möglich sein.'” Die Tendenz, bilaterale Probleme

in die WTO-Streitbeilegung zu transportieren, bleibt solange verlockend, als in

künftigen Verhandlungen zwischen der Schweiz und der Europäischen Union nicht

die Frage eines einheitlichen Rechtsschutzes thematisiert und ein Gerichtshof ge-

schaffen wird, der Streitigkeiten aus dem bilateralen Verhältnis autoritativ beurteilt
und beilegt.'”

149 Bis heute hat sich kein WTO-Panel (geschweige denn der Appellate Body) mit einer Nichtver-
letzungsbeschwerde unter dem GATS auseinandergesetzt, siehe umfassend Zdouc (WTO Dis-
pute Settlement), S. 302-8, zu den Voraussetzungen und zum Fallrecht unter dem GATT 1994

etwa Cottier/Oesch (International Trade Regulation), S. 127-36; Ohlhoff, Rz. 126-31.
150 Siehe European Communities and their Member States — Schedule ofSpecific Commitments,

WTO Doc. GATS/SC/31 (with Supplements), einsehbar unter <http://www.wto.org> und dem
Link zu GATS.

151 Zu denken ist etwa an Konstellationen, in denen ‚typische‘ Marktzugangsbeschränkungen im
Warenverkehr zur Debatte stehen und damit parallele Bestimmungen etwa des Freihandelsab-

kommens und des GATT 1994 betroffen sind (wie etwa das Verbot mengenmäßiger Beschrän-
kungen gemäss Art. 13 FHA und Art. XI GATT 1994).

152 Siehe dazu Cottier/Evtimov (Sektorielle Abkommen), S. 207; vgt. zur Verbesserung des insti-
tutionellen Rahmens auch Europabericht 2006 des Bundesrates (zit. in Fn. 104), BBl 2006
6815, 6837.
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E. Epilog

Das WTO-Recht beinhaltet klare Vorgaben und Leitplanken für die Bildung von re-
gionalen Präferenzabkommen. Diese müssen strikt eingehalten werden, damit eine
regionale Binnenliberalisierung mit dem multilateralen Welthandelssystem in Ein-
klang steht. Der Appellate Body hat die relevanten Voraussetzungen mit seinem
wegweisenden Urteil Turkey — Textiles and Clothing Products grundlegend geklärt
und konkretisiert. Ebenso hat er unmissverständlich festgehalten, dass das WTO-
Streitbeilegungsverfahren über eine umfassende Zuständigkeit verfügt, regionale
Präferenzabkommenauf ihre Vereinbarkeit mit Art. XXIV GATT 1994 und Art. V
GATS zu überprüfen. Damit besteht für manche regionale Integrationsabkommen
eine beträchtliche Gefahr, dass andere WTO-Mitglieder ihre Vereinbarkeit mit der
multilateralen Welthandelsordnungtatsächlich in Frage stellen und gerichtlich über-
prüfen lassen. Sofern diese verneint wird, steht es WTO-Mitglieder frei, dieselben
bilateralen Privilegien zu beanspruchen.

Dies gilt auch für den Acquis Schweiz — Europäische Union. Das bilaterale Ver-
tragsnetz bietet Angriffsflächen, weil die Voraussetzungen von Art. XXIV GATT
1994 und Art. V GATS nicht vollständig erfüllt sind. Während dies im Bereich des
Warenhandels Drittstaaten grundsätzlich die Möglichkeit eröffnet, die privilegierten
Marktzutrittsrechte ebenso zu beanspruchen, stützen sich die bilateralen Gewährleis-
tungen im Dienstleistungshandel punktuell auf Ausnahmen. Diese sind allerdings
nicht auf ewig in Stein gemeißelt und Gegenstand der laufenden Verhandlungen. Sie
müssen im üblichen multilateralen Vertragsverhandlungsverfahren bestätigt werden.
Trotz der allgemeinen Zurückhaltung der WTO-Mitglieder, die Zulässigkeit regio-
naler Abkommen durch ein WTO-Panel oder den Appellate Body überprüfen zu las-
sen, tun die Schweiz und die Europäische Union gut daran, sich prophylaktisch ge-
gen allfällige Ansprüche von Drittstaaten zu wappnen. Nur umfassende Präferenz-
abkommen sowohl im Warenbereich — unter Einschluss der Landwirtschaft — als
auch im Dienstleistungsbereich garantieren dafür, dass die bilateralen Gewährleis-
tungen welthandelsrechtlich abgesichert sind. Damit sprechen nebst wirtschaftlichen
und politischen Gesichtspunkten auch rechtliche Erwägungen dafür, den eingeschla-
genen Weg des Bilateralismus konsequent weiterzuverfolgen und eine vollständige
regionale Liberalisierung anzustreben. Selbstverständlich erfüllte auch eine Vollmit-
gliedschaft der Schweiz in der Europäischen Union die WTO-rechtlichen Vorgaben
über die zulässige wirtschaftliche Integration. Diese Option scheint zurzeit aller-
dings — bedauerlicherweise — nichtrealistisch.
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